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Der Thatbestand. 
Das Untersuchungs-Comite in Pretoria. 

Zwischen der englischen Regierung nnd der Transvaal- 
Eisenbahngesellschaft (im Folgenden abgekürzt: T. E.) linden 
zur Zeit völkerrechtliche Erwägungen und Verhandlungen 
statt, die ihren Gmnd in den Kriegsereignissen des vergangenen 
Jahres haben. Da die T. E. hauptsächlich auf holländischem 
und deutschem Capital begründet ist, sind die Regierungen des 
Königreiches der Niederlande und des Deutschen Reiches an 
der Feststellung deijenigen Gtesichtspunkte, welche bei jenen 
Verhandlungen nach Völkerrecht entscheidend sind, in jedem 
Falle interesHTt, weil daraus sich eventuell staatsrechtliche 
Schlussfolgerungen ergeben. Ob die englischen Maassnahmen im 
gegenwärtigen Stadium der Transvaal-Krisis bereits nach den 
völkerrechtlichen Gesichtspunkten der definitiven debellatio oder 
nach denjenigen der gewissermaassen provisorischen occupatio 
zu benrtheilen sind, ist für den Kernpunkt der schwebenden 
Streitfrage irrelevant, da für diese die Rechte des Occupanten 
und des Debellanten im Wesentlichen die gleichen sind (vgl. 
.inten S. 32). Die nachfolgende Darlegung verfolgt lediglich 
den Zweck, ohne jede politische Parteinahme aus den thatsäch- 
lichen Ereignissen die Gesichtspunkte herauszuschälen, welche 
für die Entscheidung nach Recht und Gerechtigkeit maass- 
gebend sein müssen; diese Gesichtspunkt« allein können für 
die Kaiserlich deutsche nnd die Königlich niederländische 
Regierung Grund zur Intervention in dem Rechtsstreite bieten. 



Eine eingehende Verhandlnnp über die Sache fand bereits 
am 11. October 1900 statt vor einer nach der Besetzung; der 
Transvaal-Hauptstadt durch die Engländer niedergesetzten und 
mit den weitreichendsten Vollmachten ausgestatteten Unter- 
suchnngs-Commission in Pretoria. Die englische Presse 
brachte zwar ausführliche Mittheüangen über diese Verhand- 
inngen; ein amtlicher Bericht aber liegt nicht vor, kann somit 
auch nicht zur Grundlage der nachfolgenden völkerreehtliehen 
Erörterung gemacht werden. Der Antrag des als Zeugen vor 
dieser Commission vernommenen Directors der T. E., ihm 
wenigstens eine amtliche Abschrift seines eigenen Vemeh- 
mungsprotokolles zu gewähren, wurde — unbegreiflicher Weise 
— abgelehnt.^) Die Vernehmung des Directors fand statt, nach- 
dem die Bureaas der Gesellschaft sammt allem Urkunden- 
material von den Engländern beschlagnahmt worden waren, 
so dass der Zeuge nur auf sein Gedächtniss angewiesen war; 
dem Angebot genauerer Feststellung der Thatsachen aus den 
Papiereu der Gesellschaft wurde keine weitere Folge gegeben. 

Die in Pretoria gepflogene Vernehmung und Verhandlang 
entzieht sich somit derjenigen authentischen BeurtheUnng, die 
nur auf Grund des Actenmaterials erfolgen kann nnd der. ins- 
besondere da Öffentlich verhandelt wurde, eine Verhandlung, 
auf Grund deren weittragende Entscheidungen gefällt oder 
auch nur vorbereitet werden sollen, gerechter Weise nicht 
entzogen werden darf. 

Es mag demnach über jene Untersuchungs- Commission 
vom rechtlichen Standpunkt aus im Einzelnen nur Folgendes 
bemerkt werden: 

1. Die Znsammensetzung jener Commission muss zu be- 
gründeten rechtlichen Einwendungen Anlass geben. Dieselbe 
bestand ans den Henen Alfred Lyttleton {Vorsitzender^, 
A. M. Ashmore, E. K. Loveday und B. Holland als 
Secretfir. Loveday war früher Mitglied des Transvaaler 
Volksraades, Wenn man zum Mitglied der Commission ein 
Mitglied der Transvaaler Volksvertretung ernannte, 

■) Später wurde allerdings, wie mir nachtj^Iioh mitgetbeilt 
wird, diese Abschrift gewährt. 
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so war damit die Unparteilichkeit von vornhereia schwer ge- 
fährdet; dies Mitglied war persona snspecta and damit die 
Commission selbst verdäelitig, selbst wenn man völlig absieht 
von der feindseligen Stellang, die jene Persönlichkeit schon 
vorher in Friedenszeiten gegen die T. E. eingenommen hatte. 
In einer vom englischen Oberbefehlshaber während des 
Krieges zu Untersuchnngszwecken eingesetzten Commission 
durfte kein Transvaaler Bürger Sitz und Stimme haben, wollte 
man nicht diesen letzteren mit dem Stempel des Hoch- 
verrathes belegen und damit der Commission selbst in den 
Augen rechtlich denkender Menschen die Garantie der Un- 
parteilichkeit rauben, — Daran ändert aach die inzwischen, 
am 1. October, erfolgte Annexions-Erklärang nichts. 

2. Vor jener Commission wurden ganz private Papiere 
amtlich in ausgiebigster Weise verwerthet, Privatbriefe, Tage- 
bücher u. dgl. verlesen. Dass von solchen Papieren, die in 
die Hände des Eroberers gefallen sind, Kenntniss genommen 
und privater Gebrauch gemacht wird, wird nicht als den 
Kriegsgebräuchen widersprechend bezeichnet werden dürfen. 
Dass aber solche Papiere in öffentlicher Sitzung verlesen und 
als Grandlage der Untersuchung verwerthet, dass sie darauf- 
hin weiter in der Presse als Agitationsmaterial zur Bearbeitung 
der öffentlichen Meinung benuzt werden, das widerspricht 
jedenfalls den völkerrechtlichen Gepflogenheiten, ja selbst den 
allgemeinen Anschauungen der öffentlichen and privaten 
Gesellschaftsordnung. Ein solches Verfahren muss geradezu 
als eines grossen Staates, der selbstverständlich Nichts za ver- 
heimlichen hat und dessen Grandlage Gerechtigkeit ist, nicht 
ganz würdig bezeichnet werden; die Verantwortung für jenes 
Verhalten trifft auch nicht den englischen Staat oder die 
englische Militärmacht, sondern eben nur jene Commission, die 
sich itir ihre Arbeit rechtlich und speciell völkerrechtlich 
unzulässiger Mittel bediente. 

3. Dass jene Commission über die unsicheren Dinge, die 
zu untersuchen ihr befohlen war, öffentlich verhandelte, 
war überhaupt, wenn anch nicht völkerrechtlich unzulässig, 
so doch vom allgemein rechtlichen Standpunkte aus be- 



denklieb, da dies alsbald durch Press-Agitationea za einer 
Verwirrnng der öffentlichen Meinang führen musste nnd that- 
säehlich geführt hat, so dass man fast zn dem Verdacht ge- 
drängt wird, diese verwirrende Press-Agitation sei der eigent- 
liche Zweck der Comraission, die in ungeordneter Weise de 
Omnibus et quibusdam aliis verhandelte, gewesen. 

4, Unbedingt völkerrechtswidrig aber mnss es erscheinen, 
dass jene Commission sich gewissermaasseu als Unter- 
sucbungs-Tribunal über das Verhalten der Trans- 
vaal-Regierung vor Ausbruch des Krieges eonstituirte. 
Eine Commission mit solchen Machtvollkommenheiten ans- 
znstatten, war weder der Oberbefehlshaber befugt, noch die 
Commission in der Lage, solche Maclitbefagnisse anzanehmen 
oder aasznilben. 

Bis zum Ausbruche des Krieges war der Transvaalstaat 
unabhängig. Der Staatsvertrag') mit England vom Jahre 1884 
legte ihm gewisse Schranken auf, machte ihn aber vttter- 
reehtlich nicht zum englischen Vassallen-Staat. Wenn Et^md 
sich in der Lage und berechtigt glaubte, während der 
Friedensdauer völkerrechtliche Reclamationen wegen Vertrags- 
verletzung zu erheben, so waren hierfür die allgemeinen 
völkerrechtlichen Mittel gegeben. 

Nach Ausbrach des Krieges und im Zusammenhange fflit 
den Kriegsereignissen eine üntersachungs- Commission zur 
Prüfung von Regierungsmaassnahmen aus der Friedens- 
zeit einzusetzen, ist ein jeder völkerrechtliehen Grandlage 
entbehrender, ja geradezu unerhörter Act, der wolil in den 
Annalen der Weltgeschichte einzig dasteht. Ueber die 
Kriegsereignisse konnte eine Untersuchnngs-Com- 
mission niedergesetzt werden; niemals aber über 
Begierungshandlungen während des Friedens- 
standes. 

Grundsätzlich muss demnach mit aller Entschiedenheit 
behauptet werden, dass die Verfügung des High Com- 
missioner vom 8. Sept. 1900, welche eine ünter- 



>) Urkunde No. 1. 
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suchungs-Commission einsetzt zur Prüfung aller 
von der Transvaal - Eegiernng ertheilten Con- 
cessionen mit dem Vorbehalt für die englische 
Regierung, „jede Concessiun ahzulehnen, anzu- 
erkennen, abzuändern", in dieser Allgemeinheit jeder 
völkerrechtlichen Grundlage entbehrt. Znlässig war 
in jedem Falle nur eine Prüfung ertheilter Concessionen, 
insoweit solche etwa dem Staatsvertrag von 1884 
widersprachen, nnd auch in diesem Umfange war es be- 
denklich, die Prüfung mit den Kriegsereignissen in Ver- 
bindung zu bringen, da Reclamationen hierüber sofort nach 
Ertlieilnng derartiger Concessionen in der Friedenszeit hätten 
erhoben werden müssen. 

Die betreffenden Urkunden sind völkerrechtlich von so 
hohem Interesse, dass sie in der Anlage zu danemdem Ge- 
däcbtniss Platz änden mögen. 

Dass aber vor jener Commission über Gewinnantheile der 
Directoren, Ueberschi-eitung der Baukosten, Höhe der Tarife, 
Verwendung des Reserve-Fonds und andere dergleichen Dinge 
verhandelt werden konnte, ist vom Standpunkte des Völker- 
rechts aus unmöglich. Und in diese Kategorie gehören auch 
die Verhandlungen über Darlehen an gewisse Personen (Smits), 
Zahlungen an Journalisten für ihre Pressthätigkeit. In 
Eisenbahnsachen gewährt der Staatsvertrag von 
1884 England keinerlei Einspruchsrecht. 

Mochte in jenen Dingen immerhin ein der englischen 
Politik entgegenwirkendes Moment gefanden werden: das 
Völkerrecht giebt England kein Mittel, für Regie- 
rungs- oder Privatacte während der Friedeaszeit eine 
Verantwortung, nicht einmal des Transvaal -Staates, 
geschweige denn einer in dessen Gebiete thätigen 
PrivatgeselLschaft zu construiren. — 

5. Endlieh erscheint vom Rechtsstandpunkte ans auch der 
Umstand bedenklich, dass es sich bei den der Commission zu 
ertheilenden Auskünften zunächst nm eine dem freien Er- 

') Urkunden No. 3 und 3. 
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messen anheimffestellte Einladung^) handelte, während vor der 
Commission selbst, auf Grnnd einer inzwischen von Lord 
Roberts erlassenen Proclamation, eine Zwangsgewalt gegen 
Zeugen in Ansprach genommen und ausgeübt wurde, s) 

Die ganze Einsetzung jener Commission ent- 
behrt somit in der Hanptsache der völkerrecht- 
lichen Grundlage und ihre Thätigkeit ist nach 
Inhalt und Form vom allgemeinrechtlichen Stand- 
punkt aus höchst bedenklich. 

Es darf als zweifellos angenommen werden, dass die nan- 
mehr in London tagende Commission nach Form und Inhalt 
ihrer Thätigkeit andere Wege gehen wird , als jene in jeder 
Hinsicht bedenkliche and nur aus der erregten Kriegsstimmnng 
erklärliche, aber nach ihrer Zusammensetzung, wie nach 
Form und Inhalt ihrer Thätigkeit eines grossen und gerediten 
Staates anwtirdige Untersuchungs-Commission in Pretoria. 



n. 

Der privatrechtliche Charalcter der 
Transvaal-Bahn. 

Welche rechtlichen Gesichtspunkte sind nun entscheidend 
Ar die völkerrechtliche Beurtheilnng der schwebenden Strwt- 
frage? 

Die Transvaal-Eisenbahngesellschaft ist 
juristisch lediglich eine Privatgesellschaft. 

Es kann keinerlei Zweifel darüber bestehen, dass die 
T. E. nicht transvaalische Staatsanst^t ist, bezw. war. 
Weder hat der Transvaal-Staat sie gegründet, noch hat er 

') Vgl. Urkunde No. 2 „deajring to be heard". 

') VgJ. Urkunde No. 3 „muat give evidence on oath and 

produce all documents under Martial Law". 
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die mit Privatcapital begründete Gesellschaft in Staatsver- 
waltung Übernommen. Das Geld, mit dem die Gesellschaft 
begründet ist, ist in der Form der handelsrechtlichen Actien- 
gesellschaft aufgebracht worden; diese Actiengesellschaft hat 
ihren Sitz in Amsterdam ; sie ist nicht mehr und nicht weniger 
als eine nach holländischem Recht errichtete private Erwerbs- 
gesellschaft mit Statuten, die nach holländischem Handelsrecht 
aufgestellt sind; die Beamten der Gesellschaft stehen nicht im 
Transvaal-Staatsdienst, sondern lediglich in einem privat- 
rechtlichen Verhältniss kraft Dienstvertrages; der Staat 
Transvaal ist an der Gründung als Staat nicht betheiligt und 
hat keinen Beamten der Gesellschaft angestellt oder auf die 
Anstetinng einen irgendwie rechtlich gearteten Einfluss aus- 
geübt. Weder direct noch indirect ist der Staat Transvaal als 
solcher an der privatrechtlichen Gesellschaft betheiligt, nicbt an 
der Gründung und nicht an der Verwaltung; auch die indirecten 
Gesichtspunkte der sogenannten Selbstverwaltung versagen 
für die juristische Constrnction des Verhältnisses völlig; Selbst- 
verwaltang ist immer decentralisirte Staatsverwaltung: die 
Ueberlassung der Ausübung von Staatshoheitsrechten an nicht- 
staatliche Corporationen oder Personen, z. B. an Commonal- 
verbände. Die Eisenbahnverwaltung aber ist im 
Transvaal-Staat so wenig wie in England selbst ein 
Zweig der unmittelbaren oder auch nur der mittel- 
baren Staatsverwaltung. Grundsätzlich steht die T. E. 
znm Transvaal-Staat nur als eine im Transvaal-Staatsgebiete 
thätige Erwerbsgesellschaft im Verhältniss des allgemeinen 
Unterthanengehorsams, und wenn dieser Gehorsam durch die 
Concession oder in Folge der besonderen Natnr der Ge- 
sellschaftsthätigkeit eine besondere rechtliche Gestaltung er- 
fahren hat, so hebt auch dieser Umstand die T. E. in keiner 
Weise aus der privatrechtlichen Sphäre heraus. 

Wäre die T. E. ein staatsrechtlicher Bestandtbeil des 
Transvaal-Staates, so würde sie heute einfach in den Händen 
der englischen Staatsgewalt sein, sowohl thatsächlich als 
völkerrechtlich, sowohl nach den Gesichtspunkten der vöUcer- 
rechtlicben occupatio wie debellatio. Inwieweit in diesem 
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Falle PiivatpersoneD Entschädigang begehren kOnntea, kann 
dahingestellt bleiben; jedenfalls könnte kein dritter Staat 
irgendwie ein Recht der Intervention geltend machen: die 
Frage würde in diesem Falle ausschliesslich zwischen den 
beiden kriegführenden Mächten schweben, nnd die Eisenbahn 
wäre mit allen ihren beweglichen und unbeweglichen Be- 
standtheilen iu die Gewalt des Siegers übeigegangen. Die 
definitive Regelung der Verhältnisse würde dann nur vom 
definitiven Ausgange des Krieges abhängen; führt derselbe znr 
Vernichtung des Transvaal-Staates, so wäre die Eisenbahn 
englisches Staatseigenthum, im anderen Falle aber wäre 
England nach Ansicht hervorragender Autoritäten der Völker- 
rechts-Wissenschaft znr Entschädigung tär Benatzni^ nnd 
Wegnahme verpflichtet.1) 

Aber die T. E. ist keine Staatsanstalt und nicht vom Staat 
in Selbstverwaltung gegeben. Sie ist vielmehr eine privat- 
rechtliche Actiengesellschaft, deren Rechtsverhältniss znm 
Transvaal-Staate einfach auf einer „Concession" beruht, kraft 
deren der Staat 1. den Betrieb gestattete, 2, denselben von 
bestimmten Bedingungen abhängig machte, 3. sich bestimmte 
Aufsichtsrechte vorbehielt. 

Diese „Concession"2}hatjnristiseh keinen anderen Charakter, 
als beispielsweise jede nach deutschem Gewerberecht zu er- 
theilende Concession iür den Betrieb einer Gastwirthschaft. 
Durch die „Concession" wird die Gastwirthschaft nicht Be- 
standtheil des öftentlichen Rechtes, nicht „Staatsanstalt". Der 
Staat übt lediglich seine Souveränität ans, indem er ein Ge- 
bilde des Privatreehtes aus Gründen der öffentlichen Sicher- 
heit and Wohlfahrt unter mehr oder minder bestimmt und im 
Einzelnen geordnete Staatsaufsicht stellt. Dies kann der 
Staat jederzeit und gegenüber jedem Gebilde des Privat- 
rechtes thun. In keiner Weise aber wird dadurch der privat- 
rechtliche Charakter verändert. Die staatsrechtlichen Vor- 
schriften tragen in solchem Falle lediglich polizeilichen 
Charakter; sie sind nur der staatliehe Rahmen, inner- 

■) Ullmann 337. 

*) Urkunde No. 4. ,--, . 
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halb dessen sich die private Erwerhsthätigkeit be- 
wegt. 

An diesen juristischen Gesichtspunkten ändert sich anch 
Nichts durch den Umstand, dass der Transvaal-Staat der Ge- 
sellschaft gegenüber eine Zinsgaraatie übernommen hat 
(Art 32 d. Conc); ebensowenig dadurch, dass der Transvaal- 
Staat zeitweise der Gesellschaft Gelder geliehen hat. 
Darin kommt nur das bedeutende wirthschaftliche und 
politische Interesse zum Ausdruck, welches der Transvaal- 
Staat an dem Bau der Eisenbahn haben mnsste. Derartige 
Staatsbeihilfen an Privatgesellschaften kommen ja überaus 
häufig nnd in den verschiedensten Formen vor, z. B. an 
Schßtzengesellschaften, wohlthätige Gesellschaften, wissen- 
schaftliche Gesellschaften. 

Das privatrechtliche Verhältniss wird dnich solche Staats- 
beihilfen in keiner Weise verändert; die Staatsbeihilfe kann 
Grund sein für erhöhte nnd erweiterte Staatsaufsicht; dadurch 
wird aber die Privatverwaltung nicht Staatsverwaltung, die 
Privatgesellschaft nicht Staatsanstalt, auch nicht indirect; die 
Betheiligung des Staates ist vielmehr gmndsätzlich nur eine 
financielle. 

Ebenso wird an dem privatrechtUchen Verhältniss grund- 
sätzlich Nichts geändert durch die Bestimmungen der Con- 
cession Art. 27 (auch in der Fassung vom 7. September 1893), 
dass der Staat unter gewissen Voraussetzungen das 
Becht hat, die Eisenbahn für sich in Staatsver- 
waltung nndPrivateigenthum zu übernehmen. Dieser 
Vorbehalt ist in der Zeit des Friedensstandes nicht zur 
Ansführung gelangt; bei Beginn des Krieges war die Bahn 
lediglich Private^entham. — Derartige Vorbehalte sind auch 
in anderen Staaten, insbesondere in Frankreich, sowie auf 
Grund des preussischen Eisenbahngesetzes von 1838, sehr häufig 
von Staatswegen den Privat-Eisenbahn-Untemehmungen gegen- 
über gemacht worden. Niemand hat je daran gedacht, ans 
diesem Grunde den Charakter einer solchen Eisenbahn als 
Privateigenthum zu bestreiten, so lange eben von dem Vor- 
behalt nicht Gebranch gemacht worden war. 

Cooj^lc 
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Der Gewinnantheil endlieh, den die T. E, nachÄxt. 34 
der Coßcession eventuell an den Transvaal-Staat za bezahlen 
hat, ist juristisch nicht etwa der Ansdruek eines Theil- 
eigenthums des Staates,, sondern lediglich eine, Überdies ja 
nur eventuell zu zahlende, Gebühr für Ertheilang der Conceasion. 

AlleBestiminnngen der Concession, insbesondefe 
diejenigen über die Staatsaufsicht, die hierfür zu 
bestellenden Staats -Commissare, die eventuelle 
Uebernahnie der Eisenbahn durch den Staat, setzen 
das derzeitige Privateigenthujn der Gesellschaft 
an der gesammten Babnanlage voraus. 

Die T. E. ist Privatgesellschaft; sie steht grund- 
sätzlich unter Privatrecht; ihr Eigenthum ist Privat- 
eigentbuni; ihre „Beamten" sind Privatangestellte. 
In keiner Weise kiJnnen auf sie die Grundsätze des 
Kriegsrechtes unter Staaten zur Anwendong kommen. 
Es ist völkerrechtlich niiznlässig, die gegenüber dem. 
Transvaal-Staate zn zweifellos bereeht^ter Anwendung 
kommenden Grundsätze des Kriegsrechtes nnter Staaten 
einer privatrechtlichen Eisenbahngesellschaft gegenüber 
anzuwenden. 

Die Streitfrage zwischen England und der T. E. 
hat ihren Kernpunkt im Privatrecht und wird dem- 
gemäss beherrscht von dem Princip: das Privat- 
eigenthnm im Landkrieg ist nnverletzlich. 

Dieser Grundsatz aber ist einer der wenigen 
unbedingt festen Punkte in Theorie und Praxis des 
Völkerrechtes.!) 

■) Liszt 229. Ulimann 323, 334. Bluntschli 365, 370. 
Heffter-Geffcken 275flf. Härtens - Bergbohm n 490, 514. 
Lueder in Holtzendorffs Handb. IV, 482ff. Oalyo: IV, 248ff. 
Garaia: S. 206, Rivier: Lehrb. S. 422. Travera Twiaa: Law' 
of N. S. 126. Halleck II, S. 67: „private property on land ia now, as 

a general riile of war, exempt from seizure or confiscation" 

„private tighta and private propertj, both, movableandimmovable, are, 
in general, unaffected hy the Operations of a war, whether such 
Operations be limited tomeremilitaryoccupationorextendedtocompleta 
conquest." Oke Manning S. 132: „immovable propertj of private 



Die Staatshoheitsrechte über Eisenbahnen in 
Kriegszeiten. 

Füi- die Ansiibnng von Privatreehten besondere Rechts- 
sätze staatsreclitlicher Art. aufzustellen, ist der Staat in der 
Regel nicht veranlasst. In der Eegel i dass der Staat in die 
Lage kommen kann, kraft seiner anch alle Privatiechte be- 
herrschenden Sonveränitat besondere Eechtssätze für besondere 
Zeiten (Betreten von Weinbergen in der geschlossenen Zeit) 
oder besondere Verhältnisse (Hochwasser-, Viehseuchengefahr) 
oder besondere Arten von Rechten (Wandergewerbe - Betrieb) 
aufzostellen, ist allgemein anerkannt nnd bedarf als selbst- 
verständliche Folge der Sonveränitat keiner Begründung. 

Dasa das öffentliche Interesse filr den Betrieb von Eisen- 
bahnen die Anfstellnng solcher Rechtsvorschriften in ganz 
besonderer Weise erfordert, bedarf gleichfalls keiner Be- 
gründang. Die Bedentnng der Eisenbahnen ist sowohl vom 
allgemein verkehrspolitischen als vom specifisch militärischen 
Gesichtspunkte ans fUr den Staat eine so grosse, dass solche 
Vorschriften unentbehrlich sind. Einfach liegen diese Ver- 
hältnisse, soweit es sich um Staatseisenbahnen handelt. Aber 
auch Privateisenbahnen berühren in den angegebenen Gesichts- 
punkten das Staatsinteresse so nnmittelbar, dass kein Staat 
unter den heutigen Verhältnissen sich der Pflicht entziehen 
dürfte, das öffentliche Interesse auch Privatbahnen gegenüber 
ebenso zu wahren wie gegenüber Staatsbahnen. Daraus 

individuala is, by tlie poeitäve L&w of Nations, not liable to be 

Böizod by the rights of war" ■ „movable property is respected 

by tho boEtile forcü and cannot be taken uoless paid for." Fhilli- 
more III, S. 863: ^The modern usage of nations, large and im- 
portant part of International Law would be violated — the sense 
of justice and of rights, wbich is feit and scknowlodged by the civilised 
■World, would be outraged, if Private Property were generally con- 
Sscftted and Private Rights anDuUed." 
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ergiebt sich für den Staat die niibedi»gte Notb- 
wendigkeit, auch Privatbahnen durch Kechtsvor- 
schrift diejenigen Verpflichtungen aufzulegen, 
welche im öffentlichen Interesse, sei es für all- 
gemeine Verkehrszwecke, sei es für besondere 
Staatszwecke, in erster Linie für militärische, in 
Krieg and Frieden, erforderlieh sind. 

Ob in dieser Beziehung eine speeialisirte Staatsgesetz- 
gebnng vorhanden ist oder nicht, macht in der Staats- nnd 
völkeiTechtllchen Beurtheilung der Sache keinen Unterschied. 

Immerhin darf zur Klarstellung des Princips und der 
daraus zu ziehenden Folgerungen die deutsche Gesetzgebung 
verwerthet werden.^) Die Vorschriften für Friedenszeiten 
können dabei ausser Betracht bleiben. In Kriegszeiten 
aber steht jede Eisenbahn, gleichgiltig ob Staats- 
oder Privatbahn, gemäss den Vorschriften des Gesetzes 
vom 13. Juni 1873 {R.-G.-B. 129) über die Kriegsleistungen 
§. 28ff. uneingeschränkt zur Verfügung des Staates. 
„Die Verwaltungen der Eisenbahnen anf dem Kriegsschau- 
platze selbst oder in der Nähe desselben haben bezüglich der 
Einrichtung, Fortführung, Einstellung und Wiederaufnahme 
des Bahnbetriebs den Anordnungen der Militärbehörde Folge 
zu leisten" — bestimmt das deutsche Kriegsleistnngsgesetz in 
§. 31. Und weiter fordert die deutsche Gesetzgebung: 1. alle 
Bahnen haben in Kriegszeiten zui- Beförderung von Truppen 
und Kriegsmaterial dem Staat in uneingeschränkter Weise 
zu dienen (§. 28Z. 2), selbst wenn dadnrch der Privatverkehr 
eingeschränkt, ja zeitweise völlig aufgehoben werden mass; 
2. alle Bahnen haben dem Staat ihr rollendes, Bau- nnd 
anderes Material völlig znr Verfügung zu stellen (§. 28Z. 3), 
auch wenn für den Privatverkehr dann gar nichts mehr übrig 
bleibt; 3. alle Bahnen haben in gleicher Weise auch ihr 
Personal dem Staate zur Verfügung zu stellen (§. 28 Z. 3> 
für Zwecke der Staatshoheit und der Staatsnothwendigkelt, 
mit dem einzigen Vorbehalt, dass über die Personen von. 



■) Laband, II, 771 fF. — Zorn, 11, 668 f. — G. Meyer, 11, 158 f. 
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Staatswegerj nicht ohne ihren Willen verfügt werden darf; 
doch müssen die Eisenbahnverwaltmigen anf ihre Rechte an 
das Personal ohne jede Entschädigang zu Gunsten des Staates 
verzichten; 4. wenn in den Punkten zu 2 und 3 von Staats- 
wegen keinei-lei Rücksicht genommen zu werden braucht, ob 
die Verwendung im Inland oder Ausland, im Staats- 
gebiet oder in occupirtem Gebiet in Feindesland, 
für vorhandene Bahnanlagen oder für etwa neu zu 
bauende Feldeisenbahnen, die die militärische Noth- 
weiid:^keit erfordert, für Herstellung oder für Zer- 
störung von Bahnanlagen geschehen soll, weil die 
Vorschriften des Gesetzes ganz allgemein und ohne jede 
Einschränkung lauten, — so sind alle diese Spezialvorschriften 
doch immer nur Folgerungen ans dem allgemeinen Prineip, 
dass EisenbaliDeii in KriegiRzeiteu mit ihrem Material nnd 
Personal znr aDbedingteu and aneingescliräakten TerfQgnng 
der Staatsgewalt stehen. Und zwar vOlUg gleichgiltig, 
ob es sich um Staats- oder Privat -Eisenbahnen 
I, handelt^). Die Grenze der gesetzlichen Pflicht Ist in allen 
j Punkten nur die thatsächliclie Fähigkeit. Kein Staat 
ji kann auf dieses Sonveränitätsreeht verzichten und 
kein Staat kann gerechter Weise einem anderen 
,,j Staate die Ausübung dieses Souveränitätsrechtes 
y bestreiten oder hieraus Folgerungen ziehen, die 
„,, den Privat rechten einer Eisenbahn -Gesellschaft 
n^j. schädlich wären. 

L^, Denn die Eisenbahnen haben in allen diesen 

^„.. Dingen lediglich dem Befehle ihrer Staatsgewalt zu 

m gehorchen. 
.7 Was aber in dieser Beziehung ein Staat unter allen Um- 

■Y_ ständen in Anspruch nehmen würde nnd nehmen muss, das 
, jj muss er auch als gerechtfertigt anerkennen, wenn der ihm 
', 1 ;. gegenüberstehende Kiiegstheil es in Anspruch nimmt und ans- 
vkft ^^^- England würde für sich selbst sicherlich keinen 
^^ Ängenblick Zweifel darüber hegen, dass ihm die 

■) Vgl. L. V. Stein in Annnaire de l'Itistitiit de droit interoaL 
,,j Vin, S. 200 f. 
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oben bezeichnetea Rechte kraft seiner Staatsgewalt 
zustehen; und England würde die starke Hand seiner 
Staatsgewalt gewiss hart geltend machen, falls eine 
Privat-Eisenbahngesellschaft in Kriegszeiten nnd 
für Kriegszwecke den Gehorsam nach irgend einer 
der angegebenen Richtungen weigern wollte. 

Damm mass aber England nach Recht nnd Ge- 
rechtigkeit diesen Standpunkt auch für Transvaal 
und die T. E. anerkennen. 

Wenn die T. E. 1, ihre Anlagen, Gebäude, rollendes nnd 
anderes Material dem Transvaal-Staat als der Staatsgewalt, 
der gegenüber sie zum Unterthanengehorsam verpflichtet war, 
zur Verfügung stellte; 2. in gleicher Weise ihr Personal znr 
Verfügung stellte — so hat sie damit lediglich den staats- 
rechtlichen Gehorsam geleistet, zu dem sie nach allgemeinen 
staatsrechtliehen Grundsätzen verpflichtet war und den das 
Völkerrecht immer voraussetzen mnss, wenn anders es nicht 
die rechtliche und sittliche Grundlage, auf der es selbst ruht, 
vernichten will. 

Dass die im Transvaal gebiete doraicilirte Gesellschaft, die 
in ihrer i'echtlichen Existenz auf einer vom Transvaal-Staat 
ertheilten Concession beruhte, wenn auch die Vertretung der 
Actlonäre sich in Amsterdam befand, dem Transvaal-Staate 
gehorsamspflichtig war, ist unzweifelhaft; dies wäre selbst 
dann ausser Zweifel, wenn die Gesellschaft als ausländische 
concessionirt wäre; der alte staatsrechtliche Grundsatz : „qnid- 
quid est in territorio, est etiam de territorio" hat Eisenbahn- 
gesellschaften, die innerhalb des Staatsgebietes thätig sind, 
gegenüber unbedingte Geltung, gleichgiltig ob sie auf in- 
ländischem oder ausländischem Kapital beruhen und ob die 
dieses Kapital vertretenden Organe sich im Inland oder im 
Ausland befinden. 

Die grossen Militärmächte der Gegenwart haben ihre be- 
sonderen „Eisenbahntruppen", deren Aufgabe es ist, Eisen- 
bahnen zu bauen, zu betreiben, zu zerstören —je nach Bedarf. 
Der Transvaal -Staat hatte solche Eisenhahntruppen nicht. 
Wenn er während des Krieges sich solche aus dem geschulten 
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Persona der unter seiner Staatshoheit stehenden T. E. bildete, 
als ein sog. „fliegendes Corps", so Ist dies seitens des 
Transvaal - Staates eine dnrchans legitime Aas- 
übnng seiner Staatsgewalt, seitens der T. E. eine 
durchaus legitime Erfüllung des ihr obliegenden 
Unterthanengehorsams. Nach keiner Eichtnng und In 
keiner Weise kann hier von Verletzung „des Völkerrechtes" 
die Rede sein; jeder andere Staat würde ebenso gehandelt 
baben nnd jede andere Eisenbabngesellschaft würde staats- 
rechtlich ebenso zum Gehorsam verpflichtet gewesen sein, ob 
es sieh nun um Bildung einer fliegenden Pionier-Truppe, um 
Zerstörung von Anlagen and Brücken, um Neaherstellang von 
Eisenbahnmaterial oder Anlagen irgend welcher Art handelt. 

Die T. E. war somit unbedingt gehorsamspflichtig, als Ihr 
unterm 19. October 1899 von General Joubert der Befehl 
ertheilt wurde, den Eisenbahnbetrieb in dem von den Beeren 
besetzten Natal-Gebiete zu übernehmen nnd fortzuführen; sie 
war in gleicher Weise gehorsamspflichtig, als ihr unterm 
10. Februai- 1900 der gleiche Befehl für den Eisenbahnbetrieb 
im Oranje-Ereistaat nnd ebenso als der Befehl bezüglich 
kapländischer Eisenbahnen gegeben wurde. 

In allen diesen Fällen vollzog die T. E. lediglich die Befehle 
ihrer Staatsgewalt; letztere waren die reclitliclie Voraussetzung 
ihrer Thätigkeit; die Verwaltung erfolgte nach deren Befehlen, 
gleichgiltig ob diese allgemein odei' speziell lauteten; eine 
financielle Abrechnung für die dem Staat geleisteten Dienste 
erfolgte tlieils sofort, theils wurde sie, im Drange der 
kriegerischen Ereignisse, vorbehalten. 

Immer aber bildete der staatliche Befehl die 
Grundlage nnd in der sofort erfolgten oder für 
später vorbehaltenen Abrechnung tritt immer der 
privatrechtliche Grundcharakter der T. E. klar 
hervor. 

Besonderer Reehtssätze für die dargelegte Verfügungs- 
gewalt des Territorial Staates über die in seinem Gebiet be- 
legenen Eisenbahnen in Kriegszeiten bedarf es in keiner Weise. 
Die dargelegten Folgerungen ergeben sich aus dem Begriflie 



des sonveränen Staates, der die Voranssetznng nnd Grundlage 
alles Völkerrechtes, also aucb des Kriegsrecbtes, bildet. 

Im übrigen enthält Art. 22 der Coneession auch noch die 
besondere specialreehüiche Grundlage för obige Darlegungen. 
Der Artikel lautet: „Bei drohender Kilegsgefahr und in 
Kriegszeiten sowie im Falle innerer Unruhen kann die 
Regierung im Interesse der Vertheidigung oder der ööentlichen 
Enhe Über die Eisenbahn und alles dasjenige, was 
zur Benutzung derselben erforderlich ist, Tolls<£nd^ 
nnd ohne Einschränbnng verfKgen und den gewöhnlichen 
Verkehr auf derselben ganz oder tbeüweise einstellen lassen 
nnd alle zu diesem Zweck erforderlich scheinenden Anord- 
nungen trefien und ausführen, vorbehaltlich der Schadlos- 
haltung des Goncessionars." 

Die Direction der T, E, beobachtete übrigens in diesem 
Punkte ganz besondere Vorsicht und bestand in langen Ver- 
handlungen mit der Transvaal-Regierung darauf, dass seitens der 
letzteren eine ausdrückliche Verordnung dahin 2U erlassen 
sei, dass der Staat von seinen Rechten aus Art. 22 
der Coneession Gebrauch mache. Um allen völkerrecht- 
lichen Eventnalitäten gegenüber rechtlich gesichert zu sein, 
forderte die T. E. jene Verordnung, anf Grund deren dann 
alle einschlägigen Handlungen der Gesellschaft durch die 
Verantwortlichkeit der Regierung rechtlich gedeckt waren, 
Voraussetzung war hierbei beiderseits, dass für alle im Auftrag 
der Regierung erfolgten Maassnahmen von dieser volle Ent- 
schädigung geleistet werde. In Besorgniss übertriebener Eot- 
schädigungsforderungen lehnte die Regierung anfänglich den 
Erlass jener Verordnung ab, entschloss sich jedoch weiterhin, 
die Forderung zu erfüllen. 

Der Transvaalstaat bat demgemäss unterm 29.September 1899 
der T. E. ausdrücklieb davon Mittheilung gemacht, dass er die 
Verfügung über die T. E, übernehme, nachdem der Ausführende 
Rath am 13. September beschlossen hatte: 

„von seinem Recht nach Art. 22 der Coneession 
Gebrauch zu machen und die Eisenbahn mit allem, 
was dazu gehört und was zum Gebrauch davon be- 
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nöthigt ist, der Verfügung der N. Z. S. M. (Nederlandsche 
Znid- Afrikaansche Spoorweg - Maatschappy) za ent- 
ziehen nnd dieselbe ganz zu seiner Verfügung zn 
nehmen" und ferner „das gesammte Personal wird 
unter Art. 2 des Gesetzes No. 20 vom Jahre 1898 — 
commandirt zur Leistung TonDiensten bei der Eisenbahn 
in ihren Functionen, die sie gegenwärtig bekleideten, 
nnd werden sie unter den Befehi des General-Comman- 
danten nnd der von ihm zu ernennenden Kriegs-Officiere 
und anderer Beamten gestellt werden mit der Voraus- 
setzung, dass di^enigen, die beim Eisenbahndienst 
entbehrt wei-den könnten, jederzeit vom Commandant- 
General commandirt werden können zur Leistung von 
gewöhnlichen Kriegsdiensten." 
Daraufhin ei^tng die den Inhalt obigen Beschlusses wieder- 
holende Dienstordre No. 36 seitens der Direction der T. E., 
anf Grund deren der ganze Betrieb von diesem Zeit- 
punkte ab „unter den Befehlen des Commandant-General'^ 
erfolgte.]) 

Dass der Betrieb selbst nicht durch militärische Organe, 
sondern nach wie vor durch die Organe der Gesellschaft 
erfolgte, erklärt sich daraus, dass einmal der Transvaal-Staat 
keine besonderen Eisenbahntruppen hatte, sodann daraus, dass 
gemäss Art. 22 der Concession, der dem Staat das Becht giebt, 
die für den Krieg „erforderlich scheinenden Anordnungen" 
zu treffen, diese Anordnung getrotfen werden konnte und für 
den Staat jedenfalls die einfachste und beste war. 

Ja selbst in der Benutzung der Werkstätten der 
Gesellschaft als einer Art Arsenal znr Herstellung von 
Munition, Reparatur von K&nonen, Beschlagen von Pferden 
mit den Mitteln der T. E. ist nichts zu erkennen, was als 
völkerrechtswidrig behauptet werden dürfte. Auch Dinge, 
die nicht für Eisenbahnzwecke dienten, konnten in den Werk- 
stätten der Gesellschaft verfertigt und dem Staat geliefert 
werden. Denn Eisenbahnen stehen mit Allem, was 



') Urkunden No. 5, 6, 7. 
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sie zn leisten vermögen, in Kriegszeiten einfach 
zur Verftignng ihres Staates. Die technischen Mittel 
und Kinrichtangen der T. E. fllr die Kriegführung so gut 
als möglich zu verwenden, war der Transvaal-Staat nach 
Völkerrecht berechtigt; die T. E. war aber den Befehlen ihres 
Staates zum Gehorsam verpflichtet, mochten diese Befehle 
nun in allgemeinen Anordnungen oder in speciellen Geboten 
bestehen. In allen diesen Bingen hat die T. E. auf Anweisung 
der Regierung, so viel als möglich auf „schriftliche Anweisung" 
gehandelt und mit dem Staat diese Arbeiten verrechnet. 
Niemand wird bestreiten dürfen, dass in ^len obigen Punkten 
die gebieterische Nothwendigkeit des Krieges allein 
maassgebend war; kein Staat würde im gleichen Falle 
auf die Möglichkeit der Benutzung von Privatwerkstätten zur 
Herstellung von Kriegsmaterial verzichten können und dürfen. 
Die Staatssonveränität und die Kriegsnothwendig- 
keit sind in solchen Fällen ancli rechtlich die allein 
entscheidenden Factoren. 

Dass aus eigener Initiative der T. E. Brücken zerstört 
worden seien, ist falsch; dies ist nur auf militärischen Befehl 
geschehen. In seiner Vernehmung vor der englischen Unter- 
suchungs-Commission in Pretoria am 11. October v. J. hat der 
leitende Director der Gesellschatt unter Eid jene Beschuldigung 
für unrichtig erklärt. Die Zerstörung von Brücken etc. geschah 
ausschliesslich auf directen Befehl der Militärbehörden; für 
jede Zerstörung wurden stricte Befehle verlangt. 

Die T. E. war dem Transvaal-Staat genau ebenso 
zum unbedingten Unterthanengehorsam verpflichtet, 
wie jede englische Eise nbahnge Seilschaft dies 
gegenüber dem englischen Staate ist. England kann, 
wenn es die ersten Grandlinien des Völkerrechtes 
achten will, nicht bei einem anderen Staat etwas für 
unrechtmässig erklären, über dessen Rechtmässig- 
keit es bei sich selbst und innerhalb seiner Staats- 
sphäre auch nicht den leisesten Zweifel aufkommen 
lassen würde. 

r,o,i,,-,-,ih,.GoOglc 



Die behauptete „Verletzung der Neutralität". 

Vor Allem kann juristisch unter keinen Umständen 
davon die Rede sein, dass die T. E. die „Neutralität" 
verletzt habe; denn dies ist juristisch unmöglich. 

Neutralität ist die völkerrechtliche Rechtapflicht der an 
einem Kriege unbetheiligten Staaten, sich jeder directen oder 
indirecten Kriegsliandlnng zu enthalten. Der Begriff der Neu- 
tralität, insoweit er hiei; in Betracht kommt, steht in der 
Literatur fest.') 

Völkerrechtliehe Eechts pflichten bestehen nur 
für Staaten; nur Staaten können völkerrechtliche 
Eechtspflichten haben; nur Staaten können demnach die 
völkerrechtliche Bechttipfllcht der Neutralität „verletzen". 

Darüber sind alle Theoretiker des Völkerrechtes einig, 2) 

Die T. E. ist kein Staat, folglich kein völken-echtliches 
Bechtssubject, eine „Verletzung der Neutralität" durch 
die T. E. ist somit logisch und juristisch undenkbar' 

Wenn in einem neutralen Staate z. B. eine grosse Waffen- 
oder Manitionsfabrik Bestellungen für eine kriegführende 
Macht ausfuhrt, so verletzt damit keinesfalls der Fabrikherr 
die Neutralität, wohl aber kann, nicht in jedem Falle, aber 
unter bestimmten Voraussetzungen, eine Neutralitätsverletzung 
Seitens des Staates vorliegen, der solche Liefeinngen an 
die eine der kriegführenden Mächte duldet, ohne dagegen ein- 
zuschreiten; nur als Staatsdelict kann die Neutralitäts- 
verletzung juristisch construirt werden (s. auch unten S. 40/41). 

Die T. E. war aber als Privatgesellschaft lediglich den 
-Befehlen ihres Staates, d. i. des Transvaal-Staates, zum Ge- 
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horsain verpSicbtet; sie bat auch lediglich diesen Gehorsam 
geleistet. 

Allerdings bestehen TOlkerrecfatUcbe Gnindsätze in Bezog 
anf Personen, die ebne Äatorisation ihres Staates am 
Kriege theilnebraen: Franctirenrs, Freibeater. Solche Personen 
stehen nicht anter Völkerrecht. Nicht etwa, dass sie „die 
Neutralität verletzen*': das wäre logisch nnd juristisch undeuk- 
bai\ Aber sie werdeu nicht na«b Kriegsreeht als legitime 
Bestandtheile der bewaffneten Kriegsmacht behandelt, sondern 
sie können vom Feind durch jedes geeignet scheinende Mittel 
unschädlich gemacht, also insbesondere einfach getötet werden ; 
sie sind im Sinne der älteren deutschen Bechtsanschanung 
Togelfrei.1) 

Auch die englische Militärgewalt war selbstverständlich in 
der Lage nnd berechtigt, gegen Freibeuter in dieser Weise 
vorzngehen. Und wenn sie sich für berechtigt erachtete, gegen 
Personen der T. E. nach diesen Gesichtspunkten zu verfahren, 
so kann hiergegen im Princip nach Völkeirecbt nichts einge- 
wendet werden: der Kernpunkt ist dabei immer nur der, dass 
es sich um Personen handelte, die Kriegshandlnngen ohne 
Antorisation des Staates vornahmen, die auf eigene 
Faust Krieg führten. War diese Voraussetzung gegeben, so 
war auch das härteste Voi^ehen der englischen Staats- nnd 
Kriegsmacht gegen solche Personen rechtlich unanfechtbar. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob die Anwendung dieser 
grundsätzlich nur für Einzelpersonen geltenden Sätze auch 
auf Collectivpevsonen und Gesellschaften möglich ist. Die 
Theorie des Völkerrechtes bat die Frage einer eingehenden 
Erörterung bis jetzt uoch nicht unterworfen: als Voraus- 
setzung für die Bejahung müsste unter allen Umständen wie 
bei Individuen ein Individualwille, so bei Gesellschaften, falls 
die Gesellschaft als solche verantwortlich sein soll, ein Gesell- 
schaftswille gefordert werden. Wo bei Gesellschaften 

i)Liszt219. Ulimann 32[. Luder in Holtzendorffä Handb. 
IV, 377, 470 ff. Tgl. hierzu auch die als Urkunde No. 12 mitgetheUte 
Dienstordre No. 32, welche diesen völkerrechtlichen Grundsätzen 
durcbaus entspricht. 
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dieser Gesellschaftswille fehlt oder nicht positiv 
nachweisbar ist, kann immer nur ein Einzelner fär 
die ihn etwa treffende Schuld hafthar gemacht 
werden, nicht aber die Gesellschaft. Schuld setzt in 
jedem Falle einen schnldhaften Willen voraus; eine Gesell- 
schaft, die keinen Willen geäussert hat, kann anch keine 
Schuld haben, folglich nicht für eine solche hafthar gemacht 
werden. Ueberdies: selbst wenn die Gesellschaft den Versuch 
gemacht hätte, einen dahin zielenden Gesellschaftswillen zu 
erklären und zur Gieltang zu bringen, so unterlag dies von 
vornherein schweren staatsrechtlichen Bedenken, insoweit die 
oben unter m. nachgewiesene Gehorsamspflicht der T. E. zum 
Transvaal-Staate in Betracht kam. 

Wenden wir diese Sätze auf die vorliegende Streitfrage 
an, so einlebt sich; 1. es ist nicht festgestellt, ja nicht 
einmal behauptet, dass der Wille der Gesellschaft 
als solcher die Veranlassung gewesen wäre fttr die- 
jenigen Handlungen, welche als „Verletzungen der 
Neutralität" erklärt werden; 2. folglich könnten 
auch nur Einzelpersonen hierfür haftbar gemacht 
werden. 

Die Gesellschaft selbst hat ihren Sitz in weiter Ent- 
fernung vom Kriegsschauplatz, in Amsterdam; der Aufsichts- 
rath bezw. die Generalversammlung, die allein einen Willen 
der Gesellschaft, den Direction und Beamte zu vollziehen 
haben, auszusprechen in der Lage sind, bestehen aus Mit- 
gliedern, die wieder ihren Wohnsitz in weiter Entfernung, 
z. B. in Berlin, haben; der Aafsichtsrath hat einen Gesell- 
schaftswillen positiv im Sinne der behaupteten „Verletzungen 
der Neutralität" nicht geäussert; ein negatives Eingreifen im 
Einzelnen zur Verhinderung solcher Handlangen war schon 
wegen der weiten Entfernung, der Unsicherheit der Verbin- 
dungen, der L'ngewissheit der ganzen Lage auf dem Kriegs- 
schauplatze völlig ausgeschlossen. Eine auch nur einiger- 
massen sichere Grenze zu ziehen zwischen der auch völker- 
rechtlich unantastbaren Unterthanenpflicht des Gehorsams 
gegenüber der Staatsgewalt, die die T. E. zu erfüllen hatte, 
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nnd der etwaigen Gefahr der Freibeaterei, der sich die GJesell- 
sehaft dnrch Vornahme von Kriegshandlungen ohne staatliche 
Aatorisation aussetzte, war in Amsterdam und Berlin ganz 
nnmöglich. Die Gesellschatt konnte verständiger Welse hier 
gar nicht eingreifen; sie mnsste ihren Beamten an Ort nnd 
Stelle hierin Freiheit lassen; für etwaige Freibeaterei wären 
diese Beamten, besonders die Direction, als Einzelne ver- 
antwortlich, nicht aber die Gfesellschaft, die weder positiv 
etwas Völkerrechtswidriges that, noch negativ etwas nnterliess, 
was von ihr zur Verhindemng völkerrechtswidriger Handlungen 
vernünftiger Weise gefordert werden konnte. 

Die Beamten und Angestellten der Gesellschaft waren 
überdies mit der Gesellschaft lediglich durch privatrecht- 
lichen Dienstvertrag verbunden; eine in den Kahmen der 
staatsrechtlichen Unterthanenpflichten hineinreichende 
Dienstanweisung war auf diesem juristischen Boden 
des Privatrechtes gar nicht möglich. Eine solche aber 
wäre es gewesen, wenn die Gesellschaft ihren Angestellten 
den Befehl ertheilt hätte, dem Transvaal-Staat die geforderten 
Dienste für die Kriegführung nicht zu leisten. Die Gesell- 
schaft nnd ihr Personal hätten sich dadurch nnter Umständen 
der strafrechtlichen Verantwortung wegen Hochverralhs aus- 
gesetzt. Die in den Verhandlungen der Unter- 
snchnngscommission und in der englischen Presse 
als Pflicht der T. E. behauptete „Neutralität" war 
nnter Umständen Hochverrath gegen den eigenen 
Staat. Uebrigens wurde in D. 0. N. 33 Z. 4 aus- 
drücklich erklärt, dass das zu Kriegsdiensten ein- 
berufene Personal als „nicht im Dienste der 
Gesellschaft stehend angesehen" werde. 

Es wird überdies wiederholt entschieden bestritten, auch 
dass die Beamten und Angestellten sich in irgend erheblichem 
Umfange Dinge zu Schulden kommen liessen, welche über 
ibren pflichtmässigen Gehorsam gegenüber dem Transvaal- 
Staate hinausgingen. 

Aber selbst wenn dies der Fall war, kann hierfür nicht 
die Gesellschaft, sondern können nnr die Einzelnen haftbar 
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gemacht werden: der Wille der Gesellschaft ist weder positiv 
noch negativ an diesen Handlungen der Einzelnen hetheiligt. 

England mochte, falls es der Ueberzeagang war, es handle 
sich um völkerrechtswidrige Freibeuterei, den Director und 
die Bediensteten der Gesellschaft, die leitend oder handelnd 
am Kiiege theilnahmen, beseitigen und vernichten mit jedem 
geeignet erscheinenden Mittel: die Gesellschaft fftr die 
Handlangen dieser Personen haftbar machen, könnte 
England nur dann, wenn es positive Beweise dafür 
hätte, dass jene Personen einen auf völkerrechts- 
widrige T heiin ahme am Kriege ohne staatliche 
Antorisation gerichteten Willen der Gesellschaft" 
vollzogen hätten. Dieser Beweis aber ist absolut 
nicht zu erbringen, darum steht die Gesellschaft 
unter den Grundsätzen von der Unverletzlichkeit 
des Privateigenthams, bezw. der vollen Entschä- 
digungspflicht, falls dasPrivateigenthumfür Kriegs- 
zwecke in Anspruch genommen werden muss. 

Einigermaassen bedenklich sind in dieser Richtung nur 
zwei Punkte, und eine unparteiische Darlegung darf nicht 
unterlassen, diese beiden Punkte zu berühren. 

Einmal war der Director der Eisenbahn nicht kraft seiner 
Gehorsamspflicht verpflichtet, Zahlungen des Transvaal-Staates 
in Lauren^o-Marques zu leisten. Mit der Eisenbahn-Gesellschaft 
hat dies gar nichts zn thun. Diese Weisungen des Staates 
hätte der Director immerhin ablehnen können; doch mögen 
diese Transaetionen auf einer auch schon früher geübten 
Geschäftspraxis bernhen und sind jedenfalls zn geringfügig, 
nm als nennenswerthe Verletzung des Eechtes angesprochen 
werden zu können. 

Ferner muss es zwar als Erfüllung des ünterthanen- 
gehorsams anerkannt werden, dass der Director diejenigen 
Mannschaften, welche zum Kriegsdienst verlangt wurden, 
sowie diejenigen, die freiwillig eintraten, soweit sie entbehrt 
werden konnten, an die Transvaal'schen Militärstellen abgab; 
selbst eine financielle Subvention der Art, dass unter Vor- 
ausäetzuug des späteren Wiedereintrittes in den Eisenbahn- 



dienst ein Theil des Gehaltes (Va bei ünverheiratheten, 2/, bei 
Verheiratheten) fortbezahlt warde, nnterliegt keinen rechtlichen 
Bedenken, zamal in früheren Fällen ebenso verfahren worden 
war and alle diese Mannschaften formell ans dem Eisenbahn- 
dienst entlassen wurden. 

Dass aber Personen, die den Eintritt in das Heer ver- 
weigerten, deshalb des Dienstes entlassen wurden, scheint 
allerdings auf den ersten Blick rechtlich unzulässig zu sein. 
Der Director rechtfertigt diese Maassnahmen — es sind nur 
drei Fälle dieser Art vorgekommen — damit, dass in Folge 
der Einschränkung des Eisenbahnbetriebes für diese Leute 
keine Beschäftigung mehr vorhanden war und in den Dienst- 
vertr^en ausdrücklich der Gesellschaft das Eecht vorbehalten 
sei, „den Angestellten ans dem Dienst za entlassen, 
wenn seine Dienste nicht mehr gebraucht werden 
oder auch ohne Angabe von Gründen". 

Das Grundgesetz von Transvaal Art. 23 enthält überdies 
nach dieser Richtung die absolute Vorschrift: „Im Falle 
eines feindlichen Einfalls von Aussen soll jeder 
ohne Unterschied verpflichtet sein, in Erfüllung des 
Kriegsgesetzes seinen Beistand zur Vertheidignng 
des Staates zu leisten." Nur unter der Voraussetzung 
dieser verfassungsmässigen Zwangspflicht zum Kriegsdienste 
mochte wohl die Direction der T. E. sich dazu bereit finden 
lassen, in der oben bezeichneten Weise einen Theil des Ge- 
haltes an ihre im Militärdienst stehenden früheren Angestellten 
fortznzahleu. 

Dass diese Vorschrift des Transvaalschen Staatsgrund- 
gesetzes in ihrer absoluten, jede Rücksicht auf fremde Staats- 
angehörigkeit ausschliessenden Fassung schweren völkerrecht- 
lichen Bedenken unterliegt, ist gewiss nicht zu bestreiten. 
Dafür aber ist nicht die Transvaal-Eisenbahn-Ge- 
sellschaft and selbstverständlich ebenso wenig 
deren Director verantwortlich, sondern nur und 
ausschliesslich der Transvaal-Staat» Dass gegen jene 
Bestimmung des Staatsgrundgesetzes von fremden Mächten 
hätte Einspruch erhoben werden können, ist zweifellos; ge- 



achehen ist es, soviel bekannt, nicht. Nnr für die An- 
gehörigen einzelner Staaten (England, DeHtsches Reich) 
bestand anf Grund von Staatsverträgen Freiheit vom Militär- 
dienst. Jedenfalls war das ephemere Comit6 in Pretoria nicht 
die Instanz, diesen Pnnkt zu erörtern and der gewisser- 
maassen auf die Anklagebank dafür gesetzte Director der 
T. E. nicht die zur Verantwortung für jene Verfassnngs- 
vorschrift verpflichtete Stelle; der gegen den Director von 
einem Mitglied des Comitös erhobene Vorwarf, er habe durch 
Befolgnng jener Verfassnngsvorschrift „zur Errichtung einer 
organisirten Streitmacht rattgewirkt", ist Staats- und völker- 
rechtlich absui-d. 

Die Vorschriften, welche die Direction der T. E. über die 
ganze Frage erliess, sind in der Dienstordre 33 enthalten, i) 
Mehrfach scheinen lüerüber Reclamationen an fremde Consuln 
seitens ihrer Nationalen gerichtet worden zu sein. Die Direction 
nahm desshalb Änlass, jene Dienstordre den Gonsulaten amt- 
lich mitzntheilen ; von Seiten des französischen und deutschen 
Gonsnlates eriolgte daraufhin die Erklärung, dass dieselbe 
als dem Becht und der Billigkeit entsprechend anzu- 
erkennen sei. 2) 

Uebr^ens wurde in dieser D. 0. No. 33 in Z. 3 demjenigen 
Personal, welches, ohne commandii't zu sein, ins Heer eintrat, 
obwohl es iür unabkömmlich beim Eisenbahndienst erklärt 
war, Entlassung angedroht; es wurde femer officiell von der 
Direction erklärt, dass das im Kriegsdienst stehende Personal 
keinen Pensionsanspruch gegen die Gesellschaft habe; dass 
überhaupt dieses Personal, wie oben bereits bemerkt, in keiner 
Weise als im Dienste der Gesellschaft stehend angesehen 
werden könne. 

Unter diesen Umständen wird man bei näherer 
Untersuchung auch in dieser Frage das Verhalten 
der Direction als vom Standpunkte des Völker- 
rechtes einwandsfrei anerkennen müssen. 



'} Urkunde No. 8. 

') Urkunden No. 9, 10, 11. 
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^So- 
lu jedem Falle aber könnte für diese Maassi-egeln, auch 
wenn sie im Völkerrecht nicht begründet gewesen wären, nicht 
die Gesellschaft, sondeni nar der geschäftsfiihrende Director 
verantwortlich gemacht werden. 



Die Rechte des Occupanten. 

Die T. E. ist zur Zeit in den Händen Englands. Mit 
Schreiben vom 12. September 1900 wurde die ganze Bahn 
in englische Militär-Verwaltung übernommen: „all 
the roadway, buildings, material and other eqnipment of the 
Said Company which have fallen or may fall into the hands 
of Her Majestys Forces shall be seized and held for disposal 
in snch manner, as Her Majestys Government shall see fit 
to direct." 

Am 6. Jani bereits war Pretoria von den Engländei'n be- 
setzt nnd am 7. Juni die Bureaus der T. E. in englische 
Gewalt genommen worden; für längere Zeit wurden sie dann 
auf Grund einer eidliclien Gaiantie des Directors unter dessen 
Verwaltung belassen, bis am 3. August die formelle Beschlag- 
nahme erfolgte und weiterhin unterm 12. September die obige 
Verfügung erging, auf Grund deren mit 1. October die 
Bücher der Gesellschaft abgeschlossen nnd Alles in 
englische Gewalt übergeben wurde. Die Frage, ob die 
Macht Englands provisorische Militärgewalt des Occupanten 
oder definitive Staatsgewalt auf Grnnd des völkeirechtlicheu 
Rechtstitels der Eroberung, debellatio, sei, ist, wie oben bereits 
bemerkt, gleicligittig. 

Welche Rechte hat England auf Grund dieser Gewalt? 

Auf Grund des kriegsrechtlichen Rechtstitels 
der occupatio ist England befugt, alle Rechte der 
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Staatsgewalt über die T. E. anszaüben.i) Es würde 
heissen, alle militärischen Nothwendigkeiten zu 
Gunsten eines theoretischen Idealismus preisgeben, 
wollte man dem Rechte des Occupanten in dieser 
Beziehnng irgend welche Schranken ziehen. Die anf 
der Haager Conferenz über diesen Punkt gepflogenen Er- 
örterungen waren überaus lehrreich.^) Der von dem bekannten 
belgischen Staatsmann Beernaert gemachte Versuch, eine 
Anerkennung der Conferenz für das Princip zu gewinnen: 
der Occnpant habe keine „Rechte" an nnd in dem occnpirten 
Gebiet — mnsste als unpraktischer theoretischer Idealismus 
scheitern an der harten thatsächlichen Xotliwendigkeit, welche 
der Krieg gebieterisch aufzwingt. 

Man wird demgemäss auch in dem vorliegenden Falle die 
gebieterische Xothwendigkeit des Krieges, den Grundsatz, 
dass Beschlagnahmen von Eisenbahnen immer sind „im- 
periensement commandees par les nöcessitös de la gaerre" 
(Haager Conv. Art. 23 sab f.), rückhaltlos als Ausgangspunkt 
anzuerkennen haben; nur die Frage wird erörtert werden 
dürfen, ob nnd bezw. aus welchem Grunde der Occn- 
pant kraft der ihm zustehenden schrankenlosen 
Ausübung von Rechten der Staatsgewalt bestehende 
Privatrechte vernichten kann und ob für die In- 
anspruclinahme von Privateigenthum für Kriegs- 
zwecke durch den Occupanten Entschädigung ge- 
leistet werden muss. 

Der Occupant hat demgemäss die Befngniss, zu verhindern, 
dass eine Eisenbahn den Zwecken des Feindes dient; er ist 
berechtigt, dies zu verbieten und mit allen ihm za Gebote 
stehenden thatsächlichen Mitteln zu verhindern. Er ist femer 
befugt, die Eisenbahn für seine Zwecke zu benutzen und 
auch dies mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln duich- 

■} Kaileck H, S.433ff. Calvo IV, S. 260ir. Travers Twisa 

Law of Nationa 8. 122: „takea poasessioii of the Soveröignty 

over it and may exercise the tatter during such time as it remains 
in posseaaion of the territory". 

') Vgl. Haager Conv. sur les lois et cout. de gaerre ärt 53. 
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zasetzen. Die oben sab UI dargelegte nngebeore BedeatoDg 
der EisenbahaeD f&r luilitäriscbe Zwecke, spedell im Kriege, 
(gestattet nicht, in dieser Richtung dem Occupanten 
überhaupt irgendwelche Schranke zu ziehen. Der 
Occupant kann die Bahnaulage unter seine Botmäsgigkeit 
stellen; er kann das Material völlig nach den BedUrfnlssen 
seiner militärischen Nothwendigkeiten in Gebrauch nehmen; 
er kann die ELsenbahngebände und alle dem Betriebe dienenden 
Einrichtungen sammt allem dazn gehörigen beweglichen Ma- 
terial zu uneingeschränkter Benutzung für sich fordern; er 
kann die Werkstätten als Munitions- und Waffenfabriken für 
sich benutzen ; er kann, falls der Kiieg dies nothwendig macht, 
den gesammten Frivatbetrieb einstellen lassen. In allen diesen 
Beziehungen ist das Recht des Occupanten das gleiche, 
wie das oben dargelegte Recht der legitimen Staats- 
gewalt selbst. Und darum besteht auch fiir alte diese 
Fragen kein Unterschied zwischen dem Zustand auf Grund 
des Rechtstitels der occupatio und demjenigen der effectiven 
debellatio; die Rechte aus letzterem Titel können hier nicht 
weiter reichen als aus ersterem.^) 

Eine völkerrechtliche Streitfrage ist es — auch die Haager 
Conferenz hat diesen Punkt unerledigt gelassen — , inwieweit 
das Personal an Beamten , Angestellten , Arbeitern dem 
Occupanten zur Verfügung steht und eventuell seiner Zwangs- 
gewalt unterliegt. Ans dem allgemein anerkannten Principe, 
dass die Angehörigen eines Staates nicht zu kriegerischen 
Handlungen gegen ihren Staat gezwungen werden dürfen — 
Haager Conv. Art. 44: „il est interdit de forcer la popnlation 
d'un territoire oceupö ä piendre part aus Operations militaires 
contre son propre pays" ; vergl. Art. 52, — muss die Folgerang 
abgeleitet werden, dass eine Zwangsgewalt des Occupanten 
über fi-emdes Personal nicht anzuerkennen ist. Doch mag 

1} L. V.Stein, Annuaire VIII, S. 202, will dem Occupanten nur 
„droit de comiuan dement et de disposition." (•inräumen, nicht aber 
eigene Verwaltung, diese müsse vielmehr bei Frivateisen bahnen in 
bisheriger Weise fortgeführt werden; dagegen mit Recht Moynier 
ebenda S. 229. 



diese Frage offen bleiben, da sie für die Entscheidang des 
Torwfirflgen Streites nicht anfiscblag^ebend ist. Keinesfalls 
wird man von „Verletznng der Neutralität" sprechen dürfen, 
wenn Eisenbahnpersonal einer Gesellschaft sieh, sei es aus 
eigenem Antrieb, sei es auf Anweisung von Vorgesetzten, dem 
Dienst des Oecupanten entzieht. So nnbegi'enzt das Ver- 
fügnngsreeht des Oecupanten über Anlage, Material, Ein- 
richtnugen ist, so wenig wird man nach den Anschauungen der 
heutigen dviÜsii-ten Menschheit ein unbedingtes Verfügungs- 
recht des Oecupanten über Menschen behaupten dürfen; hier 
wird man, da eine Unterthanenpflicht zu Gehorsam und Treue 
hier selbstverständlich nicht die Grundlage der Erörterung 
bilden kann.i) grundsätzlich den Gesichtspunkt der Frei- 
willigkeit entscheidend sein lassen müssen und einen Zwang 
nur füi' Einzelfälle änsserster Nothwendigkeit — Führer, 
Wagenlenker, augenblicklich nothwendige Bauten — zugeben 
dürfen. 

Durch eine besondere Dienstordre No. 323) wurden diese 
Verhältnisse der Beamten Seitens der Direction der T. E. 
geregelt. Diese Ordre wurde am 6. September 1899 mit Ge- 
nehmigung des Regierungs-Commissares erlassen. Die Ordre 
steht durchaus im Einklang mit den völkerrechtlichen Grund- 
sätzen; sie verbietet den Beamten und Angestellten grund- 
sätzlich jede Tbeilnahme am Kampfe; weist sie an, grund- 
sätzlich dem Feind keine Dienste zu leisten, sondern sich 
zorückzuziehen; nnr in Ansnahmeiällen, insbesondere in Folge 
ausgeübten Zwanges, ist solche Dienstleistung gestattet. 

Ist somit das Verfügungsrecht des Oecupanten, ab- 
gesehen vom Personal, ein unbeschi'änktes, so muss doch 
das private EigeDthamsrecht als solches anerkannt 
und respeetirt werden. Die Haager Conv. Art. 46 hat 
dies Princip in folgenden Sätzen für die ganze civilisirte Welt 
formulirt: „L'honneur et les droits de la famille, la vie des 
individues et la propri6t6 privöe ainsi que les convietions 

') Lader in HoltzendorfFs Handbuch IV, 475. 

') Abgedruckt als Urkunde No. 12. ("nnolr 



— »4 — 

religieoses et l'exercice des cultes doivent 6tre respectfis. 
La propri6t6 privöe ne peut pas etre confisqaße." 
Das gesammte Matetial der T. E. aber ist Privateigenthnm, 
das bewegliche wie das unbewegliche. 

Allei-dings kann der Occnpant auch io die Lage kommen, 
PriTateigenthom vernichten zu milsseo, beispielsweise nm 
es der militärischen Benutzung durch den wieder vordringen- 
den Feind zu entziehen. Aber in diesem Falle muss grund- 
sätzlich eine Entschädignngspflicht und zwar primär 
des Occnpanten behauptet werden. Diese Entschädigungs- 
pflicht ergiebt sich ans dem Princip der Unver- 
letzlichkeit des Privateigenthums mit logischer 
Nothwendigkeit. Und wenn die Gewalt der Thatsachen 
im Kriege auch noch so oft zur Beugung dieses Princips in 
einzelnen Fällen fuhren mag: es ist dennoch ein grosses 
gemeinsames Interesse aller civilisirten Staaten, 
dass jenes so schwer errungene Princip, das einen 
der grßasten Ruhmestitel der modernen Cultur- 
entwicklung bildet, immer wieder aufgerichtet und 
anerkannt wird. Dies Interesse ist ein für England mit 
allen civilisirten Mächten der AVeit gemeinsames. 

Das Völkerrecht hat lediglich die Pflicht, das Princip und 
die ans demselben sich ergebende nothwendige logische Folge 
zu betonen; die Ausführung im Einzelnen ist Thatfrage. 

Auch in der Beschlagnahme der Archive an sich kann 
nichts Völkerrechtswidriges gefunden werden, selbst wenn in 
der Art des Vollzuges unverkennbare Härten zu Tage traten. 
Privatpapiere allerdings müssten nach den Grundsätzen des 
Privateigenthums behandelt werden. Ihre Eenntnissnahme 
würde die Kriegsnothwendigkeit rechtfertigen. Nach erfolgter 
Durchsuchung und Kenntnissnahme, eventuell Herstellung der 
erforderlich scheinenden Abschriften, müssen Privatpapiere 
dem Eigenthümer heraus gegeben werden. Dass 
letzteres nicht geschah, widerspricht den Grundsätzen des 
Völkerrechts auch dann, wenn, wie dies thatsächlich geschah, 
die Herstellung von Abschriften gestattet wurde. 
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Die Entschädigungspflicht 

Der Occupant kann aus thatsäcblichen Gründen genOthigt 
sein, Verwaltung und Betrieb einer im Occnpations- 
gebiet belegenen Eisenbahn ganz in seine Hand zu 
nehmen. Die Befugniss hierzu kann dem Occn- 
panten völkerrechtlich in keiner Weise bestritten 
werden. Ob der Occupant in solchem Falle das vorhandene 
Beamten- und Arbeiterpersonal beibehalten oder ganz oder 
theilweise entlassen will, steht gleichfalls durchaus in seinem 
freien Ermessen. England hat nach erfolgter Occapation die ■ 
T. E. in seine rein militärische Verwaltung übernommen ; da- 
gegen kann kein auf das Völkerrecht gestützter Einwand er- 
hoben werden {s. oben S. 30 N. 1). Die Organe der T. E. haben 
anf Anweisung der englischen Militärbehörden alles gethan, 
was nach dieser Riebtang gefordert wurde. Gegenüber den An- 
ordnungen der englischen Militärgewalt ist seitens der Organe 
der T. E. auch nicht der mindeste directe oder indirecte 
Widerstand geleistet worden. Alle Anlagen, Materialien und 
Archivalien wurden ohne Widerspruch ausgeliefert und nur be- 
züglich der Beschlagnahme vonPiivatpapieren Bedenken erlioben. 

Aber das Eigenthumsverhältniss blieb durch alle 
diese Maassregeln ganzlich unberührt; die Eisen- 
bahn und alles was dazu gehört an Mobilieu und 
Immobilien blieb auch unter der völkerrechtlich 
zulässigen militärischen Verwaltung Englands nicht 
mehr und nicht weniger als Frivateigenthnm der 
T. E.-GeseU8chaft. Die Eisenbahn mit altem Zubehör steht 
somit nach wie vor unter den als festes völkerrechtliches 
Princip anerkannten Grundsätzen über die Unverletzlichkeit 
des Privateigenthumes im Landkriege und jede Wegnahme 
von Eisenbahnmaterial etc. ohne Entschädigung wäre dem 
Inhalte nach das gleiche völkerrechtliche Delict wie Beute- 
machen, Marodiren, Plündern. Ob das Personal, das als uq- 



znverlässif;; erachtet wird, ohne Entschädigung: entlassen 
werden kann, mag dahingestellt bleiben; diese Frage kann als 
streitig angesehen werden; unstreitig aber ist der 
privatrechtliche Eigenthums-Charakter des ge- 
sammten beweglichen nnd unbeweglichen Materials 
einer Privat-Eisenbahngesellschaft und demgemäss 
der völkerrechtliche Schutz dieses Privateigen- 
thums auch nach erfolgter Occupatio n und De- 
bellation.») 

Die Benutzung dieses Privateigenthums, welche, wie oben 
dargelegt, in unbeschränkter Weise seitens des Occupanten 
erfolgen kann, ist demnach Benutzung fremden Privat- 
eigenthums and kann als solche nur gegen Entgelt 
erfolgen: der Occupant ist nach unbestreitbaren 
allgemeinen Eecbtsgrundsätzen entschädigungs- 
pflichtig. Hierüber herrscht in der Theorie des Völker- 
rechts volles und unbedingtes Einverständniss.s) In 
welcher Weise diese Entschädigung festzustellen und wie hoch 
sie zu bemessen sei, ist lediglich Thatfrage; für die gegen- 
wärtige Erörterung kommt es nar darauf an, das Princip 
der Entschädigung festzustellen. 

Die völkerrechtliche Stellung des Occupanten ist solchem 
Privateigenthum gegenüber in Folge des strengen ßeehts- 
grundsatzes der Unverletzlichkeit des Privateigenthums im 
Landkriege, an dem unverbrüchlich festzuhalten alle civilisirten 
Staaten zugleich als höchste Ehrenpflicht betrachten, keine 

■) Halleck 3. A. II, S. 44S: „military occupatiou produces no 
effect upon private propertj". 

>) Liszt 129, 211, 222, 229. Ullmann 335 ff., der seibat das 
rollende Material der S taat s eisenbabnen unter das Reatitutiona- bezw. 
Entschädigungsprincip stellt, ebenaoMoynier, Annuaire VIII, 226 f, 
dei das Verhältnias als „Sequestration provisoire" bezeichnet, femer 
Lueder in HoltzendorEPs Bandb. IV, S. 517, 523 No. 42. Heffter- 
Geffoken 279 („pro tempore - Usufructuar"). Bluntscbli 260, 
bes. 360. Rivier, Lehrb. S. 423, 417. Calvo IV, S. 261, speciell 
Ober die deutsche Praxis 1870/71: die Entachädigungspflicht für die 
Benutzung von Privat eisenbabnen wurde uubedingt anerkannt und 
im weitesten Umfang erfüllt. 
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andere als die des eigenen Staates. Und wie der Staat 
grundsätzlich bei Inansprochnahme von Privateigenthum für 
Kriegszwecke seine Entscliädignngspfiicht anerkennt — man 
vergleiche als Beispiel die Vorschriften des deutschen Kriegs- 
leistungs-Gesetzes vom 13. Jnni 1873 § 2 Abs. 2 („fUt diese 
Leistungen ist nach den Bestimmungen dieses Gesetzes Ver- 
gütung aus Reichsmitteln zu gewähren") §§ 9—15, 19—22, 24, 
25, 29, 30, 35 ■ — so mnss dies auch der Occnpant auf der 
Grundlage des Princips von der Unverletzlichkeit des Privat- 
eigenthums im Kriege thun. 

Eine definitive Kegelnng der Kechtsverhältnisse von 
Eisenbahnen wird während der Dauer des Krieges kaum 
durchführbar sein. Es ist sehr wohl denkbar, dass der 
Occnpant ans allgemeinen oder besonderen Gründen eine 
andere Regelung der Rechtsverhältnisse von Eisenbahnen für 
nothwendig erachtet, als welche bisher bestand; für -die 
provisorische Zeit der Occnpation kann sofort eine ander- 
weitige, insonderheit eine militärische Verwaltung eingerichtet 
werden ; eine definitive Ordnung nach durchgeführter debellatio 
würde durch die Staatsgesetzgebung des Eroberers zn 
erfolgen haben. 

Dass diese Staatsgesetzgebung vor wohlerworbenen Rechten 
Halt machen müsste, daif nicht behauptet wei-den ; die souve- 
räne Staatsgesetzgebung ist hier durch kein Princip des 
Völkerrechtes heschiänkt. Ist der Eroberer der Ueberzeugnng, 
dass gewisse Verhältnisse im bisherigen Recht unrichtig 
geordnet waren, so kann er auf dem Wege des Gesetzes die 
ihm richtig erscheinende Neugestaltung durchführen; auch 
eine „Concession" wird der Staatsgesetzgebung gegenüber nicht 
als absolutes rechtliches Hinderniss angesehen werden dürfen, 
wenn auch ein civilisirter Staat nicht leichthin durch das Mittel 
der souveränen Staatsgesetzgebung über wohlerworbene und 
urkundlich verbriefte Rechte (,jnra quaesita") hiuwegsehreiten 
wird. Aber die Möglichkeit muss zugegeben werden; und 
gerade in Bezug aaf Eisenbahnwesen mag wohl diese Möglich- 
keit znr gebieterischen Nothwendigkeit werden in Anbetracht 
der immer bestehenden Unsicherheit in der Wahrung der 

Google 
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Staatsinteressen dniTh Prjrat-Eisenbahn^esellachafteii. Eng- 
land bat im GrebJete des Mutterlandes diese Nothwendtg'keit 
noch niclit erkannt; in Sädafi-ika ist sie dem englischen Staate 
darcb den Krieg ad ocnlos demonstrirt worden- 

Aber kein civilisirter Staat wird in solchem 
Falle seine Entschädignngspflicht in Abrede stellen 
wollen, denn kein clTilisirter Staat wird sich dem 
Vorwarf aussetzen wollen, Raub an Privateigenthom 
zu begehen. 

England ist somit berechtigt, darch Gesetz die 
Ooncession der T. E. auch vor der Zeit ihres Ah- 
laafes aufzuheben; vom Standpunkt des Völker- 
rechts kann gegen solches Vorgehen kein Einwand 
erhohen werden, die Gesellschaft muss es sich ge- 
fallen lassen. 1) 

. Aber England muss in diesem Falle die Gesell- 
seltschaft voll entschädigen. Diese Entschädignngs- 
pflicht abzulehnen, weil „die Gesellschaft die Nentralität ver- 
letzt habe", ist völkerrechtlich undenkbar: weder ein Privat- 
individnnm, noch eine Privatgesellschaft kann die „Neutralität 
verletzen", dies können nnr Staaten, weil nur Staaten Subjecte 
von völkerrechtlichen Rechten und Pflichten sein können. 

Haben einzelne Beamte oder Angestellte der Gesellschaft 
sich Handlungen zu Schulden kommen lassen, die über den 
Rahmen des dem Staate geschuldeten IJnterthanengehorsaras 
hinausgehen und sich als nnzulässige Kriegshandlnngen Ein- 
zelner darstellen, so konnte England hierflir diese Einzelnen 
haftbar machen, nicht aber die Gesellschaft. Eine Haftung 
der Gesellschaft könnte nur dann behauptet werden, wenn die 
Organe der Gesellschaft, insbesondere der Aufsichtsrath, dahin 
abzielende Befehle gegeben oder in schuldhafter Weise eine 



') Travers Twiss, Law of Nat. S, 127: „a Tictorious nation 

in acquiring the sovereignty de facto over a country, from which it 
has expellöd ita adversary, doea not acquire any other rights 
than thoae which belonged to the expelled Sovereign; 
and to thoso such as they are with all their limitations 
and modifications he succeeds by Right of War." 

Cooj^lc 



Pfliott vernachlässigt hätten, die Beamten von derart^en 
Handlungen abzahalten. Aber weder das Eine noch das 
Andere kann bewiesen werden und den in der Presse nach 
dieser ßichtnng erhobenen Beschuldigungen gegen die Gesell- 
schaft als solche wird ansdrilcklich widersprochen. Sind der- 
artige Handinngen vorgekommen, so mnss England sich an 
die Schnldigen halten; diese konnten, falls die Voranssetznngen 
gegeben waren, als Freibeuter behandelt und bestraft werden; 
solche Vorgänge mögen ferner für England Grund sein zu 
gesetzgeberischem Vorgehen behufs rechtmässiger Anfhebang 
der Concession gegen volle Entschädigung. Vollends un- 
gerechtfertigt ist die Beschuldigung, dass Gelder der Gesell- 
schaft zu antienglischer Agitation hergegeben worden seien. 
Die nach dieser Richtung angeführten Fälle rühren, mit Aus- 
nahme der Zahlung an den Friedensapostel Hargrove, sämmt- 
lich aus den Jahren 1896 und 1897, haben also mit dem Kriege 
anch nicht einmal einen äusseren Zusammenhang. Weder 
„illegal acts" noch „violation ot the laws of war", welche dazu 
berechtigen könnten, „to seize and eonflscate the private 
property"'), können der T. E. vorgeworfen und nachgewiesen 
werden. 

Es wäre demnach einfach ein widerrechtlicher 
Gewaltact, solche Handlungen als Grund zu einer 
Aufhebung der Concession ohne Entschädigung zu 
nehmen, es wäre dies ein Verfahren, welches nicht 
nur dem Princip des Völkerrechts von der Unver- 
letzlichkeit des Privateigenthums, sondern über- 
haupt den Grandprincipien des Rechts wider- 
streiten würde. Es erscheint geradezu unmögheh, dass ein 
Staat von der alten Civilisation Englands auch nur daran 
denken könnte, ans derartigen nothdürftig zurecht gemachten, 
aber für jeden Kenner des Völkerrechts in ihrer Nichtigkeit 
sofort erkennbaren Scheiugründen Millionen von Privatcapital, 
das Privateigenthnm von am Kriege gänzlich unbetheÜigten 
und demselben völlig fernstehenden Personen mit einem Feder- 

>) Eatleok II, S.6S. Oke Maasing S. 183. 
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striche zn vernichten. Der Staat England hat anch meines 
Wissens diese Absicht nicht ansgesprochen; nar in einer, maH 
mass annehmen: ttber die Thatsachen nnd deren völkerrecht- 
liche Beurtheilnng wenig unterrichteten Presse sind solche 
Ansichten heiTorgetreten. Aber es hiesse Englands Ehre 
beleidigen, wollte man der Regierang dieses Staates 
einen solchen brutalen Gewaltact gegen Privat- 
eigentham zatranen. 

Wie die Entschädigung im einzelnen Falle za berechnen 
sei, ist Thatfrage, die hier, wo es sich lediglich um Fest- 
stellung des völkerrechtlichen Principes handelt, nnerörtert 
bleiben kann; es mag nur mit einem Worte daraufhingewiesen 
werden, dass Art. 27 der Concession, der die Entschädigungs- 
frage fär den eventuellen Fall der Uebernahme der T. E. 
durch den Transvaal -Staat regelt, hierfür dann eine voll- 
kommen brauchbare nnd sichere Unterlage bietet, wenn es 
sich nm den vollständigen Uebei^ang der T. E. in englische 
Staatshoheit and zugleich um üebergang in das Privat- 
eigenthum des englischen Staates handelt. Wenn auch niclit 
im streng rechtlichen Sinne, so doch im Sinne der Gerechtigkeit 
und Billigkeit kann für diesen Fall England jedenfalls als 
eine Art Rechtsnachfolger des Transvaal-Staates in Bezug anf 
die aus der Concession sich ergebenden Rechte und Pflichten 
betrachtet werden (vgl, die oben S. 38 No. 1 angeführte präcise 
Aeusserung von Travers Twiss). 

Der deutsch-französische Krieg bietet eine schlagende 
Parallele zn der gegenwärtigen Streitfrage; die juristischen 
Gründe der Entscheidung sind hier wie dort genau die 
nämlichen. 

Der Complex der heutigen elsass -lothringischen 
Eisenbahnen stand zur Zeit des Krieges in trauzösischem 
Privateigenthum einer Gesellschaft. Während des Krieges 
that diese Gesellschaft selbstverständlich Alles, was nur in 
ihren Kräften stand, um die französische Kriegführung zn 
fördern und zu schützen, die deutsche dagegen zu erschweren 
und zu schädigen. Die deutsche Staats- und Militärgewalt 
aber dachte nicht im Entferntesten daran, jener Gesellschaft 
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Heraus einen Toi-warf zu machen oder etwa gar den nn- 
geheuerlichen Vorwurf der „Verletzung der NeutraUtät" gegen 
sie zu erheben. Als dagegen belgische und besonders die 
Inxemburgiscbe Bahn in ähnlicher Weise Eriegshandlungen 
begingen, da richtete Graf Bisniarck jene berühmte Circular- 
depesche vom 3. December 1870 an die Grossmächte, worin 
er ansfahrte: wenn diese Kriegshandlungen dnrch Eisenbahnen, 
die im Gebiet neutraler Staaten belegen seien, fortdanei'ten, 
würde deutscherseits die Neutralität jener für das Verhalten 
ihrer Eisenbahnen verantwortlichen Staaten nicht mehr an- 
erkannt, also die betreffenden Staaten würden wegen Ver- 
letzung der Neutralität zur Rechenschaft gezogen werden 



Eine Vergleichung der beiden Fälle ist höchst lehrreich 
für die scharfe Präcisirung der juristischen Kernpunkte. 

Als dann das Netz der elsass - lothringischen Bahnen 
deutscherseits occnpirt war, wurden dieselben unter deutsche 
Verwaltung genommen and, insoweit dies erforderlich war, mit 
Material und Personal ausgestattet, welches deutschen Eisen- 
bahnverwaltnngen entnommen und welches diese zu liefern 
gesetzlich verpflichtet waren. In gleicher Weise wurde ver- 
fahren in dem ganzen übrigen weiterhin in Frankreich 
occupirten Gebiete. Dies ist die genaue Parallele zu dem 
auf Befehl des Transvaal-Staates erfolgten Verfahren der 
T. E. im Oranje-Freistaat, Natal und Capland. 

Als dann endlich der deflnitive Zustand der debellatio fiii* 
Elsass- Lothringen hergestellt und im Friedensvertrag an- 
erkannt war, dachte man deutscherseits nicht daran, das 
französische Privat- bezw. Gesellschaftseigenthnm etwa mit 
einem Federstriche zn cassiren durch Verwendung des un- 
geheuerlichen Satzes: jene Gesellschaft habe „die Neutralität 
verletzt", sondern man bezahlte deutscherseits für den 
Uebergang jeuer Eisenbahnen in das Privateigen- 
thum des Deutschen Reiches die nach der Meinung 
volkswirthschaftlicher Autoritäten viel zu hoch be- 
messene Entschädigangssumme von 975 Millionen 
Mark. 
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Die Parallele ist in jedem Funkte schlagend für die Tor- 
würflge Streitfrage. England wird in deren Lösnng keinen 
anderen Weg gehen können, wie damals das Deutsche Keich 
der französischen Privathahngesellschaft gegenüber, falls es 
sich nicht dem Vorwnife eines brutalen Gewaltaktes vor der 
Welt aussetzen wÜl, 

„Le matöriel des ehemin de fer meme appartenant 

& des soci^t^s ou k des personnes priv^es, sont ^galement des 
moyens de nature ä servir aux Operations de la gueire" — 
können somit beschlagnahmt werden — , „mais devront 6tre 
restitn^s et les indemtiit^s serotit r^l^s ä la paiz" 
(Haager Conv. Art. 53 AI. 2); der für die ßegelung der Ent- 
sehädigungsfrage in diesem Artikel vorausgesetzte Friedens- 
stand — „A la paix" — tritt rechtlich entweder durch formellen 
Friedensvertrag oder durch Eroberong und Annexion — 
,,debellatio" — ein. 

Ueber die Entschädigungspflicht kann somit vom Stand- 
punkt des Völkerrechts aus auch nicht der mindeste Zweifel 



Die Frage des Rechtsverhältnisses der Eisenbahnen in 
occupirtem Lande hat das Institut de droit international mehr- 
lach in eingehender Weise beschäftigt. Der berühmte Wiener 
Eechtslehrer Lorenz v. Stein erstattete dem Institut ein 
ausführliches werthvoUes Gutachten') über die Frage, auf 
Grnnd dessen dann in der Sitzung des Jahres 1887 verhandelt 
und eine Reihe von Thesen 3) formulirt wurde. In den Ver- 
handlungen ergaben sich Verschiedenheiten der Meinungen 
und die Frage kam nicht zu definitivem Abschluss, einmal 
wegen der Schwierigkeiten bezüglich der Behandlung neu- 
traler Bahnen durch die kriegführenden Mächte, sodann 
wegen der Frage der Restitutionspflicht von rollendem Ma- 
terial auch der Staatseisenbahnen Seitens des Occupanten. 
Ueber diese beiden Punkte wurde ein Einverständniss nicht 



') Abgedruckt Revue de droit internat. X7II, S. 332ff. u. 
Annuaire de l'Institut VIII, 179ff., die Verhandlungen ebenda 
S. 216 ff. u. IX, 256ff. 

') S. dieselben unten ürk. No. 13. 
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erzielt. Darüber aber, dasa Privatbahnen im Kriegs- 
gebiet Privateigenthnm sind und bleiben nnd als 
solches vom Occnpanten geachtet werden müssen, 
herrschte lückenloses Einverständniss. Insbesondere 
vertrat aach der Genfer Moynier diese Ansicht.i) 

,.L'argent da chemin de fer priv6 reste sa propii6t6 

vis-ä-vis de tons les belligirants" — „le parti oceupant 

ne peat pas demander compte de Tadministration et 

il ne peut jamais acqnfirir le droit de vendre, en tout 

QU en partie, les immeables ni les menbles" — 

„l'occnpant a ä sa disposition libre et irresponsable 

l'usage des imraenbles quant an transport maif il n'a 

pas d'antre chose" — „il est tenn de bien administrer 

le fonds roulant priv6, de le conserver en bon 6fat 

et de le restitner k la fin de la gaerre tel qn'il I'a 

re^n, car il est responsable de sa substance", 

so foiinnlirte L, v. Stein die entscheidenden Gesichts- 

ponkte, in erheblichen Momenten also viel enger, als dies in 

obiger Darstellnng geschehen ist. 

Ueber die volle nnd nnbedingte Entschädignngs- 
pflieht des Occnpanten gegenüber dem Privateigen- 
thümer für den Gebrauch der Eisenbahn, sowohl 
ihrer Mobilien als ihrer Immobilien, bestand anter 
den Mitgliedern desInstituts auchnicht der leiseste 
Zweifel, denn der Occnpant „n'en acqniert jamais la 
propri6t6" dnrch die Thatsache der Oceupation allein. 



VIL 

Die verfassungsmässige Schutzpfliclit des Reichs. 

Was das an der T. E. betheiligte holländische Capital 
betrifit, so besteht weder eine Pflicht noch ein Recht der 



') Annuaire IX, S. 271. 
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dentschen Staatsgewalt zn dessen Schutz. Eine Trennung 
der holländischen nnd der dentschen Interessen wird aber 
nach der thatsächlichen Lage der Dinge schwer möglieh 
sein. Die deutsehen Interessen an der T. E. stehen jedenfalls 
unter dem Schutze des Eeichs nnd die Reichsorgane sind ver- 
fassungsmässig zu diesem Schutze verpflichtet, denn „dem 
Auslände gegenüber haben alle Deutschen gleich- 
massig Anspruch anf den Schutz des Reichs" (RV. Art.3 
Abs. 6). 
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A ConTentiOD betireen Her Hajesty the Queen of the 

United Kingdom or Great Britain and Ireland and the 

South Afirican Repnblie. 

Article I. 

The Territory of tue South Africaa Hepublic will embrace 
the land lying between the following boundaries, to wit etc.: 
Artiole IL 

The Government of the South African B«public will atrictlj 
adhere to the boundaries deSaed in the flrst Article of this Convention, 
and will do its utmost to prevent any of it9 inhabitant from making 
any encroaohments upon lands beyond the aaid boundaries. The 
Government of the South African Republic will appoint Comniiaaioners 
upon the eaatern and western borders whose duty it will be strictly 
to guard agalnst irregularities and all treapassing over the bouadaries. 
Hör M^jesty'a Government will, ifoeceaaary, appoint Commiasionera 
in the native territoriea outside eastern and western borders of the 
South African Republic to maintain order and prevent encroachments. 

Her Majeaty's Government and the Government of the South 
African Bepublic will each appoint a person to proceed together 
to beacon off the amended aouth-west boundary as described in 
Article 1 of this Convention; and the FresEdent of the Orange Free 
State ahall be requested to appoint a reference to whom the aaid 
peraona shall refer any questiona on which they may dieagree 
reapecting the Interpretation of the aaid Article, and the decisioa 
of auch reference thereon shall be final. The arrangement already 
made, under the terma of Article 19 of the Convention of Pretoria 
of the 3lJ August 1831, between the owners of the farma Greet- 
fontein and Valleifontein on the one hand, and the Barolong 
authoritiea on the otber, hy which a fair share of the water supply 
of the Said farma aball be allowed to flow undisturbed to the aaid 
Barolongs, shall continue in force. C^OOqIc 



Article III. 

If B British OfBcer is «ppointed to reside at Pretoria or 
elsewhere witbin the South Africaa Republic to diecharge functioos 
analogoiis to those ot a Consular Officer ha will raceive the protection 
«nd aasiatance of the Republic. 

Article IV. 

The South African Republic will conclude no treaty or 
engagement witb auy State or natioa other than the Orange Free 
State, nor with any native tribe to the eastward er westward of 
the Republic, until the same has been approved by Her Hajesty 
the Queen. 

Such approval sfaall be considered to have been granted if 
Her Majesty'e Govemmeat ahall not, witbin aix months after 
receiving a copy of euch treaty (which shall be delivered to them 
immediately upon its completinn), have notified that the conclusion 
of Buch treaty is in contlict with the iatereata of Great Britain or 
of any of Her Mt^esty'e possessions in South Africa. 
Article V. 

The South African Republic will be liable for any balance 
which may still remain due of the debts for which it was liable at 
the date of annexation, to wit, the Cape Commercial Bank Loan, 
the Railway Loan, and the Orphan Chamber Debt, which debts 
will be ft first charge upon the revenues of the Republic The 
South African Republic will moreover be liable to Her Majesty's 
Government for 2öO 000 1, which will be a second Charge upon the 
revenues of the Republic. 

Article VJ. 

The debt due as aforeaaid by the South African Republic to 
Her Majesty's Government will bear interest at the rate of three 
and a half per cent. from the date of the ratification of this 
Convention, and aball be repayable by a payment for interest and 
Sinking Fund of six pounds and ninepence per 100 1 per annum, 
which "will extinguish tbe debt in twanty-five years. The Said 
payment of six pounds and ninepence per 100 I shall be payable 
halfyearly, in British currency, at the close of each half year from 
the date of such ratiflcation: Frovided always that the South 
African Republic shall be at liberty at tbe dose of any half year 
to pay off the whole or any portion of the outstanding debt. 

Interest at the rate of three and a half per cent. on the debt 
as Standing under the Convention of Pretoria shall as heretofore be 
paid to the date of tbe ratiflcation of this Convention. 
Article VII. 

All persona who held property in the Transvaal on the 
ga if,y of August 1881, and still hold the same, will cuntinue to 



enjoy the righta of property whicb they have enjoyed since tbe 
12^ April 1877. No peraon who has reraaiaed loyal to Her Mtueaty 
during tbe late hostilities shall suffer any molestation by reason 
of this lojalty; or be liable 1o any criminal prosecutioii or civil action 
for any part taken in connexioa with auch hostilities; and all such 
persoDS will have füll liberty to reaide in the country, with enjoyment 
of all civil rights, and protection for thetr persona and property. 

Article VIII. 

The Sonth African Republic renewa the declaration made in 
the Sand River Convention, and in the Convention of Pretoria, 
that no alavery or apprenticeship parteging of slavery will be 
tolerated hy tbe Government of tbe said Republic. 

Article IX. 
There will continne to be complete freedom of religion and 
protection from mulestation for all üenominations, provided tbe 
same be not inconsistent with morality and good order; and no 
diaability shall attach to any person in rogard to rights of property 
by reaaon of the religious opiniona which he hoids. 

Article X. 

The British Offleer appointed to reside in the South African 
Republic will receive every aaaislance from the Government of 
the said Republic in making due provision for the proper oare and 
preservation of tho graves of auch of Her Majesty'a Forces aa have 
died in the Transvaal; and if need be, for the appropriation ofland 
for tbe purp ose. 

Article XI. 

Ali grants or titles issued at any Urne by tbe Transvaal 
Government in respect of land outside the boundary of tbe South 
African Republic, as deflned in Article 1, shall be considered invalid 
and of no eSect, except in so far as any such grant or title relates 
to land that falls within the boundary of the South African 
Bepublic; and all persons holding any such grant so considered 
invalid and of no effect will receive from the Government of the 
South African Republic such compensation, either in land or in 
money, as the Volksraad shall determine. In all cases in which 
any Native Chiefs or other autborities outside the said boundaries 
have received any adequate consideration from the Government of 
the South African Republic for land exciuded from the Transvaal 
by the first Article of this Convention, or where permanent 
improvements have been made od the land, the High Commissioner 
will recoTer from the native autborities fair compensation for the 
loss of tbe land thus exciuded, or of the permanent improvements 
thereon. >olr 

o 
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Article XII. 
The independence of the Swazis, witfain the boundary lin« of 
SwazilaDd, as iadicated in the firet Ärticle of thia GonTsiition, 
will be fully recognised. 

Ärticle XIII. 

Except in. pnrsuance of any treaty or engagetnent made aa 
provided in Article 4 of this Convention, no other or higher duties 
shall be imposed od the importation into the Suuth Äfrican Republic 
of any article Coming from aoy part of Her Majesty'a dominlona 
than are or may be imposed on the like article coming from aay 
other place or coiintiy; nor will any prohibition be maintained or 
imposed on the importation into the South African Republic of any 
article Coming from any part of Her Majestj's dorainions which 
shall not equally extend to the like article coming from any other 
place or country. And in like manner the same treatment shall be 
given to any article coming to Great Britain from the South African 
Bopublic as to the like article coming from any other place or country. 

These provisions do not preclude the consideration of special 
arrangements as to Import diitiea and commercial relations between 
the South African Republic and any of Her U^jesty'e colonies or 
possessioos. 

Article XIV. 

All persona, other than natives, confurming tbemselves to the 
laws of the South Äfrican Republic (a) will hava füll lihorty, with 
their families, to enter, travel, or leside in any part of the South 
African Republic; fb) they will be entitied to hire or possesB houses, 
manufactories, warehousea, shops, and premisea; (c) they may carry 
on their commerce either in person or by any agents whom they 
may think fit to employ; fd) they will not be subject, in respect of 
their persona or property, or in respect of their commerce or 
iadustry, to any taxes, whether general or local, other than those 
vrhich are or may be imposed upon Citizens of the Bald Republic 

Ärticle XV. 

All persons, otber than natives, wfao established their domicile 
in the Transvaal between the 12^ day of April 1877 and the 
8^ August 1881, and wbo within twelve montbs after such last- 
mentioned date have bad their namaa registered by the British 
Resident, shall be essmpt from all compulsory military servioe 
wbatever. 

Article XVI. 

Provision shall hereafter be made by a separate Instrument 
for the mutual extradition of crimiaals, and also for the surrender 
of deserters from Her M^esty's Forces. 



Article XVII. 

All debts Contracid between tbe 12^ Apri] 1877 and the 
8^ August 1881 will be payable ic tfae same currency in whicb 
thej maj have been contracted. 

Article XVIII. 

No granta of land which may bave beea made, and no 
transfers or mortgages whlcb may have been paased between tbe 
12^ April 1S77 and the 8^ August IS81, will be invalidated by reason 
merely of tbeir haviug beea made or pasBed between such dates. 

All transfers to Uie British Secretary for Native Affairs in 
triist for natjves will remain io force, an offleer of fche South African 
Bapublic takiug tbe place of such Secretary for Native Affairs. 
Article XIX. 

Tbe Government of tbe South African Republic will engage 
faithfullj to fulfll the assurancea given, in accordance with the 
laws of the South African Republic, to the natives at the Pretoria 
Pitso by the Royal Commission in the presence of the Triumvirate 
and with their eotire assent, (1) as to the freedom of the natives 
to buy or otherwise acquire land under certain conilitions, (2) as to 
the appointment of a commission to mark out native locationa, 
(3) as to the access of the natives to tlie courts of law, and t4) as 
to their being ailowed to move freely within the country, or to 
leave it for any legal purpose, under a pass System. 
Article XX. 

This Convention will be ratifled hy a Volksraad of the South 
African Republic 'within the period of six montbs after its esecution 
and in defautt of such ratification tbis Convention shall be null 
and void. 



J|g2. 

The Coaeesslons Commission. 

The followiDg Government Notice is issued by His Excellency 
the High Commissioner for South Africa for general Information. 

J. G. Maxwell, Major General, Military Governor. 
Pretoria, I2£ September 1900. 

High Commissioner's Notioe No. 9 of 1900. 

Notice is hereby given that every concession granted by the 
Government of the late South African Republic will be considered 
by Her M^esty's Government on its merits and Her Majesty's 
Government reservea the right to decline, to recognise, 
or to modify any concession which may appear, on exami-[^ 



nation, not to have been witbin the power of tbe Govern- 
ment of tbe late South Arrican Bepublic, haviiig regard to any 
Conventions or Agreements made between Her Uigeaty'a Oovem- 
ments and tbe Oovernments of tbe Ute South African Bepublic; 

Or to have been gr&nted witbout proper legal autboritj; 

Or contraiy to law; 

Or tbe conditione of wich have not been duly complied witb; 

Cr whicb m&y appear to affect prejadiciallj the interests of 
the public. 

Bf Order of His Excellencj tbe Higb Comniissioner, 

r. Perr7, Acting Imperial Secretary. 
Government House, Capetown, 8^ September 1900. 

The Commissioner appointed to inquire into the Concessioos 

granted hy the Qovernmeiit of tbe late South African Republic 

bereby give notice tbat tbey will in tbe firet iuBtancs enquire into: 

I. Auy concession conferring tbe sole and exclusive right ot 

manufacturing, importing or dealing in any commodity in 

the Tranavaal. 

3. Any Contract made witb the Government of the late South 
African Republic under tbe scheme approved by the YolkS' 
raad Resolution No. 1871 of November 1896. 

3- Any GoncesBion to ihB National Bank or to any other 
Bank or Banking Institution. 

4. Any ConceBBions or Oootract for the construction or 
working of any railway or public tramway, or public 
supply of water or light. 

Tbe flrst sitting of tbe Commission will be held on October 1^, 1900. 

Notice will be aubaequenüy given of tbe place of its aittings. 

All persoQG desiring to be beard should communicate 
witb the Commisaion before the above date. 

Communications muat be addreased to the Secretary Trans- 
vaal Concessions Gommission, Library Buildings, Capeto'wn. 

Concessionaires sbould send tbe Secretary Statements of any 
evidence which they desire to give and will be required to 
produce tbe documents on which tbey rely translated into English 
and notarially certifled in duplicate. 

Notice of objectiooa to any Concession should also be sent 
to tbe Secretary, together with short Statements of any evidence 
wbicb it is deaired to aubmit. 

By Order of the Transvaal Cooceasions Commission. 

Bernhard Holland, Secretary to the Commission. 



MX 

ProelamatlOB. 

'Whereaa a Commission haa been appointed by Her Mtyesty's 
GJovemment to enquire into and report upon certain consesaions 
granted b; the late Oovemment of tbe South African Bepublic, 
and the Cominissionera commence the said Enqiiiry at Pretoria on 
10^ October 1900. 

New, therefore notice is hereby given that all persona 
BUKimoned by the aaid Gommissioner to give evidence 
must attend and give evidence on oath before the said 
Commission ers snd produce all documents and books which the 
said Commissioners require tbem to produce and which are in their 
proceseion, custody or control. 

Aoy person failing to obey the said summons will 
by dealt with under Martiai law. 

God save the Queen. 

Oiven under my band and seal at Pretoria, on tbis the 
10 day of October 1900. 

Roberts, 
Field Uarshal, Gommanding in Chief South-Äfrica. 



The Netherland Sontb African Ballwa; Company, Limited. 

ConditioDS of the Concessioa. 2b^ June, 1890. 

Conditions of a concesaion for conatruoting and working a 
railway in the South African Republic from the Portuguese frontier 
to Pretoria fiarbertoD Jobanaesburg and the Vaal River. 

Part I. 
The Railway to be constructed. 
Section I. 
Tbis concessioa concerns the construction and the working of: 

a) a railway whicb aball commence at tbe frontier of tbe 
Portugueae territory and there join the railway from 
Delagoa Bay and thence run in the direction of tbe 
Crocodile river to the Nelspruitj 

b) a railway joining the Hne mentioned in Clause a to 
Pretoria Jobannesburg and tbe Vaal River; 

c) B railway from Barberton joining the railway mentioned 
in Clause a, 

Section II. 
The exclusive rigbt is given to tbe concessionaire under the 
conditions of this concession to construct and work railways orr ., 



ligfat railwajB in the Soath African Kepublic which either jmd 
milwaya or light railways outside the Republio or navigable rivera 
or tbe eea or may be coueidered to compete with tlie railwa;s for 
whicb a concesBion has alreadj been granted to the Compaa^ or 
anj parte thereof 'wbenever the Tolksraad resolve that such rail- 
ways shall or may be couetructed. Thia right does not apply to 
Buch rajlways or light railwajs as shall be constructed and worked 
by the State. 

If during the coutinuance of this conceasion the Government 
should decide to transfer the working of such (State) rail^ays tbe 
COnceseioDaire shall undertake such working upon the conditions 
of this conceasion unless it ia otherwise mutually agreed. 

Tbe concessionaire shall declare within three montba after 
such reaolution bas been passed by the Volksraad whether he 
will exercise his right or not 

Section III. 

The gauge shall be 1,067 Meter (3 ft. 6 in.). 

But if a difforent gauge be adopted for the railway or light 
railway in the Portuguese territory a similar gauge shall be 
adopted fov the above-mentioned railway. 
Section IV. 

The railway with ita permanent way and eogineerlng' works 
shall ba constructed for a Single line with the exception of a 
double line for the necessary sidings. 
Section V. 

The courae of the railway between the points named in 
Section I. aiid the places where the stations are to be constructed 
or which are to be used as stoppiag places as well aa the worka 
necessary for tbe free running of water and the free passage on 
the existing highways shall be determined by the concessionaire in 
consultation with the Government Commissioner. 

WheDever it should appear to the concessionaire desirable or 
necessary in the intereats of the undertaking he shall be allowod 
to utilise entirety or in part the existing highways and streets for 
the construction of the railway provided sufflcient space be left 
for the ordinary traiBc to the satisfaction of the Ooverumetit 
Commissioner. g^^^,^^ ^j_ 

All lands necessary for the permanent way the stations and 
stopping places the signal böses the dwelling houses and premises 
for the employees and otlier appartenances or buildings and for 
obtaining mortar hallast rock (klip) and limestone and other similar 
materials for cutting wood for the transport and removal of materiats 
and earth for the diverting of roads rivera „spruits" and watei^ 
courses and for the constructiijg and the working of the railway 
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generally sball be gratnitonsly and witbin a reasonable time placed 
bj tha Government; at the di^posal of the conceasioaaire, provided 

the conceaaionaire sball iudemnifj the Government in respect of 
tbe price paid by tbe GoTernmeDt in caaes wbere expropriation 
haa beon unavoidable; these lands except auch poitiona of lande as 
shall not be required (bj hini) for the purposes of the working of 
the railway shall be granted to the concessionaire for bis use during 
the condnuance of tbe concesBion. 

In fixing the bouadaries of tbese lands necesBary provision 
shall simuItaneoiiBlj be made for. the (eventnal) coastruction of a 
double line and other extensions ae well as for the prevention of 

graaa and wood Area. 

Section VII. 

ExemptioQ from import duties sball be granted to the con- 
cessionaire for all plant raw and other materials etc. wbich are 
necesBary for tbe constrnction and working of tbe railway. 
Section Till. 

If the Government should order or consent to the constructioa 
of roads canala etc. to run across the course of the railway men- 
tioned in this concession or to join it the concessionaire sball not be 
entitied to prevent (or interfere with) such work. 

AU necesaary arrangeinenta shall be made in consultation 
with the conceasionaire in order that the trafilc or the Service of 
the railway shall not thereby be interfered with hut tbe con- 
ceasionaire sball not be put to any expense on' account thereof. 

Where such expense is unavoidably incurred and also in the 
case of a permanent increase in the expenses of tbe maintenance 
of the Service an indemniCy in one entire sum equal to auch outlay 
sball be pwd to the conceaaionaire. 

Section IX. 

A commencement shall be made with the work of coa- 
struction within a year after tbe formal aoceptance ofthe concession 
by the conceasionaire or as soon as the necessary lands shall have 
been placed at the dispoaal of the conceasionaire and the line from 
Delagoa Bay to the frontier of the Porbuguese territory shall have 
been so far completed as to admit of the Iransporting along the 
line of the materials required for the railway mentioned in thia 
concession. 

The railway mentioned in Section I. Clause a shall be com- 
pleted and the working shall be commenced within four years after 
the commencement of the work of construction. 

In case the provisions of the preceding two Clauses of thia 
Section with regard to the commencement and completion of the 
rail'way aball not have been complied witb the Government shall 
bare the rigbt to puichase all property vested in the conceesionairej^^ 



Bubject to a paynoeQt to the Oompany of all moneya naceuary ft^ 
tbe winding up of the Company and aubject to tbe refljndiog of 
90 per Cent, of tbe paid-up authoriBod capit«l. 

Section X. 

Tf notice be gifen by the conceasionaire of bis Jntention to 
extend tbe railway to Pretoria auch extunsion as well as the whole 
line to the Vaal River ehall he completed and the working thereof 
shall commence within tea yeara after the railway shall bave been 
completed to the Nelspruit. 

If tbis condition shall not be complied with or the extension 
of the raiiway sball not be commenced within flve years after the 
railway shall have beea completed to tbe Nelspruit tbe Government 
shall be entitled to purcbose all property vest«d in the conoesaionaire 
Bubjoct to a payment to the Company of all moneya necessary tot 
the entire winding-up of the Company and subject to the refunding 
of tbe paid-up autborised capital. 

The concessionaire agrees to complete without delay the rail- 
ways mentioned in Section I and they shall be opened for traf&o 
(barring unforeseen circumstaDces) on or before tbe 31 st Decembw 
1894 with the exception of tbe sections connecting Pretoria and 
Johannesburg with the Vaal Biver which sectiona ahall be opeoed 
for traffic wilbin six months after the Free State Bailway as far 
as and across the Vaal River sball have or could have been opened 
for traffic or within six montha after tbe railway from Delagoa 
Bay to Pretoria ahall have heeo opened for trafGc if auch opening 
sbould take place before that of the Free State Railway fiDd the 
concossionaire sball be liable to a flne of £ 50 per diem for ettch 
day's delay in the flrst caae (Delagoa Bay Railway) and to a fine 
of Ä 25 per diem in the second oase (Free State Railway). 

The Company shall be debited in ita booka with the amoant 
of these flnea. 

Part II. 
The SuperVision of the works and of the working. 
Section XI. 
The Government shall have the right to superinlead the con- 
structioa of the worka and the working and for this purpoae they 
.may at all times examine tbe works and the railway plant and stock. 
The Government oMcials entrusted with auch examination ahall for 
such purpose be admitted to all premiaes which ar destined for the 
use of the public or for the aervice of the railway. 
Section XII. 
All present and future general laws relating to railwaj auper- 
viatOQ in the South African Kepublic shall apply to the railway 



mentioned in this concession but the OovemTaest shall not never- 
theless be entitled to curtail the rights grauted herein to the 



Part III. 
The Working and the railway plant and stock. 

Section XIII. 
The traction on the railway shall be by ateam power. 

Section XIV. 
The concessionaire shall during the continuance of this con- 
cession keep tbe railway and all that belongs to it in a good State 
of repair and sball not suspend the sorvice excBpt in case of ,/orce 

Section XV. 

The carriagea ahall be built to accomodate at leBst two clasaes 
of passengors. 

Section XVI. 

The concessionaire shall make rules and regulattons for the 
w^orking of the railway and submit the aame for the approval of 
tbe Governmeot Commissioner who sball have a aeat on the LoCal 
Board of the railway in order that he may determine that they do 
not contain anythisg which ia contrary to the conditiona of this 
concession or to the general laws of the country. Such rulea shall 
also be binding lipon third parties. 

The railway sball not be opened for trafflc until the said 
rules shall have been approved of. 

If tbe Oovernment Commissioner shall not give hia decisiou 
upon such rules "witbin the period of three months afier they have 
been aubmitted to bim he will be deemed to have approved tbe same. 



Part IT. 

Tariffs and traffic. 

Section XVII. 

Tbe conceaaionaire sball be entitled to demand such fares 
and rates as he may fis for the carriage of passengers goods 
cattle &c. and also for unloading loading delivering and similar 
aervicBs and for hire of waggons &c. 

Import export and transit duti^s levied at the Portuguese 
frontier on goods carried by tbe railway (cattle incluied] sball be 
received by and on bebalf of tbe concessionaire in accordance with 
rules to be made in consultation with tbe GoTernment Commissioner 
and in accordance with instruotions from the Government. 

The fares and rates for the carriage of passengers and goods 
shall not nevertheless without the previous consent of tbe Govern- 
ment exeeed: 
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1. For passengers: 

First class 3 ä. per mila (l'/g ä. per kilometer). 
Lowest class 2 d. per mile (l'U d. per kitometer). 

2. For ordinär; goods: 

6 d. per ton per mile (3*/i d. per Kilometer) witb a 
minimuin of £ 1 per tr&nsport. 

3. For raw materiala (coal iron ore of leas value than & 45 per 
ton stonea uDBewQ wood Ac) in quantitiea of 5 tons at least: 

3 d. per ton per mile (l'/e d. per Icilomeler) with a 
minimum of £ 1 per transport 
Section XVTIl. 
Sufflcleot public notice Bhall be given of all tariffij and of 
any alterations which ma; be made therein before they come into 
force; and no tariff sball be altered until it has been in force for 
at least three montbs. 

Section XIX. 
The concessionaire ah all carry all things 'whicb may be 
tendeied to him for conveyance by ■whomsoever tendered witbout 
distinction and without favour saviug all (usual or) general 
esceptions. 

Section XX. 
The concessionaire sball carry gratuitously all closed postal 
packets whicb may be delivered at the atationa by the Postal 
Äuthority. 

The Company shatl receive S d. per mile (5 d. per kitometer) 
for the conveyance of carriages in the serrice of the Postal 
Äuthority. 

Section XXE. 
The concessionaire shall also undertake the telegrapb Service 
along the railway (and such serrice shall be rendered) to the 
QoYernment free of Charge but to the public for paymenL 
Section XXII. 
WhenevBT war ia threatened and in time of war or 
in case of civil disturbauces the Government shall be 
entitled to uae fully and without restriction the railway 
and all that is required to use the same in the interest of 
the defence of the country or of public Order and to 
Buspend either whoUy or in part the ordinary traffic on 
the railway and to diroct and make such provisions as it 
may deem necessary for that purpoee provided alwaya 
that in such cases the concessionaire ahall receive 
eompensation. 

Section XXllI. 
The concessionaire shall at all timea freely admit into such 
premises at the stationa as are destined for the use of the public 



or for the serrice of the railwa; and if necesaary to the lina (itself) 
all polkce and cuatom offloials for the purposes of their respective 
duties. ^ 

PartV. 
The acceptance and the duration of the concession. 
Section XXIV. 
The concession shall he accepted b; the concessionaire 
iinniediBt«l7 npou a capital of five million gailders being obtained 
in shares and bonds and upon the traffic in Portuguese territory 
being arranged to the satisfaction of the coneeasionaire. 
Section XX7. 
The concession may be cancelled; 

a) if the guarantee fund mentioned in Section XXXVII be 
not placed by the concessionaire at the diaposal of the 
Government by the stipulated time. 
h) if the conceesionaire do not comply with the provisions 

of Section XXVIII. 
The Government shall nevertheless be entitled to cancel the 
concession if it is not accepted 'within six months after the 
concessionaire shall in accordance with this Section have been 
called upon by the Government to do ao. 
Section XXVI. 
The provisions of SectioDS IX X and XXV shall not apply 
if the concessionaire be able to show that the delay or the negligence 
be attributable to „force majeure" or to any acta or negligence od 
the part of the Government or its offlciala. 

Tbe Govemment ahall nevertheless be entitled at the request 

of tbe concessionaire to extend all time limita Sxed by the conceaaion. 

The concessionaire shall be considered to be „*» mora" at 

the expiration of the fixed time limits and it shall not be necessary 

to prove thia by any deed or writing. 

Section XXVII. 
The Government sball be entitled at any time to porchase 
the rallway and all other property veated in the concessionaire. 
But thia power shall not be exerciaed unleas the Company in the 
Netherlands has received notice of the Intention to purchase at 
least one year in advance. 

If tbe purchase take place on the Ist January 1915 or at the 
expiration of any aubeequent period of ten yeara the Government 
shall pay all expenses incurred in relation to the winding-up of 
the Company and also shall pay a sum equal to twenty times the 
average dividend declared to the sbareholders during the three 
preceeding working yeara with a minimum of twenty times the 



gOBTanteed annual interest to those wbo bold afasres oq whicb an 
Ktinoal intereat of b per. oent or more has be«n gaaranteed and tbe 
füll DomiDal valu« of thoae aharea on wbich a Iower annual interest 
has been guarauteed. The aaJd aum shall be reduced by tbe amount 
of sucb flne as tbe GompaDy may hsTe to pay by virtue af Sectioa X. 

ir tbe purchase t«ke place before the Ist Januaiy 1915 or 
before the expiration of any eubseqaent pedod of ten jears the 
purchase shall be carried out on the same baais as that explained 
in tbe second Glaaae of tbis Sectiott but the purabaae price shall 
be increased by one per cent. of the nominal Shara Capital for 
each year to be calculated from the date of purohase up to the 
Ist January, 1915, or if puTchased after the Ist January 1915 up 
to the end of such subsequent period. 

(The aboTS Section woa aanctioned by Art 1,334 ctf the MiDutes of 
the Volkarsad of tbe 7tb September 1893.) 



Part VI. 
Financial and general provisions. 
Section XXVIII. 
The concessionaire shall be required withiu siz months after 
the acceptance by bim of tbis concession to form in the Netherlands 
a limited Company under the name of „The Netberland South 
Africau Railway Company" and to transfer tbe concession ia its 
entirety and witbout resCrictions to such Company free of cbarge. 
One half at least of the nambei of the Directors of the 
Company shall be Citizens of the Netherlands. 

Section XXIX. 

The Company shall not undertake any enterprise beyond 
auch as are mentioned in tbis concession save 'with the approval 
of the GoTemment of the Repuhlic 

Such approval is hereby granted for the construction and 
working or for the working only of a railway or tramway ou 
Portuguese territory between Delagoa Bay and tbe frontier of the 
Repuhlic with wbich according to Section I a juncüon mnst be 
formed by the railway mentioned in tbis concession. 

Section XXX. 
Tbe Company shall be wound up in case tbe Government 
exercises its rigbt of purchase as provided in this concession. 

Section XXXI. 
In Order to provide the neoesaary capital ior the constraction 
and working of the railways mentioned in Section I and everythiug 



in connection therawith incluBive of tho coat of obtainiag if 
necessary the concession for tbe line from Delagoa Baj to the 
Transvaal frontier aa well aa all Bupplementary expenses of con- 
structioB temporary works management expen^es of obtaining 
and remitting moaey and also of pajment on account of the Re- 
public of the interest and redemption aa guaranteed by the Republic 
on behalf of theae railway the Company stall be entitled provided 
it observos the provisions aa aet out hereafter to issue ehares and 
bonda to a maximum amount of £ 9600 per mile (£ 6000 or aeveoty- 
two thouaand guUdera per Kilometer). These sharea and bonds 
sball b«ar the signature of tbe QovernmeDt GommisBioner in the 
Netberlanda and theraby receive aa provided in Section XXXIt the 
guaranlee of the South African Republic 

Of tbis atnount a portion not ezceeding one-fourth part ma; 
be obtained by the isaue of aharea. 

The rate of iutereat payable on tbe bonds sball not withont 
the consent of tbe Executive Council exceed in future the rate of 
4 per Cent per annum. 

(Tbe preceding Clause was amended to ita präsent fonn bj resolution 
of tlie Firat Yolksraad of the Sth Maj 1891.) 

Tbe Company sball be allowed to exc«ed tbe amount of 
ft 9600 per mile if auch excesa sball be proved to be neceaaary for 
the completion of the railways in course of construction provided 
that it is done with the knowledge and under the control of tbe 
Gov«mment Commissioner and subject to the consent of tbe Go- 
vernment and the advice and the consent of the Executive Council 
being flrst obtained. 

Tbe rate of interest the price the time and otber conditions 
of the issue or sale of sbarea and bonds by the Company aa 
mentiooed in this Section as well as the Proportion between the 
number of eharea and the number of bonds shall be flxed by tbe 
Company in conaultation with the Government Commissioner in tbe 
Netherlands who aball also aa directed by the Government aign the 
certiflcates of auch sbares and bonda and bia aignature aball be 
aufScient proof of such consultation. 

If after auch consultation no agreement sball be arrived at 
tben the sbares or bonda sball be isaued on such conditions as 
aball be required by the Government CommisaioDer in the Nether- 
lands in accordance with bis directions but the Government aball 
in such case buy all aharea or bonda 'wbicb aball not have been 
subscribed for. 

The Government shall bave tbe preference wbenever sbarea 
are isaned aocording to tbe atipulated conditions. 

Tbe express asaent of the Government of tbe Sootb African 
Republic as well aa the advice and aaaent of the Executive Council 



shall also be necessar? for the iaan« of shares or bonda for anj 
purposea other than tbvse meationed above. 
Sootion XXXII. 

The South African Republic gaarantees direct to aU faolders 
of shares signed by the Goveirnment CommiBsioner in the Nether- 
landa the interest named therein calculated od the basis of the 
nominal amount of the authorieed capital to the eztent of the 
amount paid up and to all holdera of bonds signed hy the Qovern- 
ment Commissioner in the Netherlands the redemption and the 
interest according to the conditions of the issue. 

Ueanwhile the Company eball make advancee to the Itepublic 
so long as any railway or any part of a railway which the Com- 
pany has undertaken to construct shall not be opened for trafBc 
and in case the Company has sufflclent funds at ita disposal of 
sach sums as the Republic during auch period shall appear to be 
indebted on the above-mentioned account for interest to the holdera 
of such shares and bonds as shall have been issued for the con- 
struction of such railway or of such part of a railway. 

The amount of such advance for which the ßepublic shall be 
debited in the books of the Company shall be claimed if and when 
the Republic exercises ita right of purchose or if the Company be 
'wound up for some other reason. 

Section XXXm. 

In Order to ascertain the amount which the Republic may be 
indebted or may be calied upon to pay in any year according to the 
preceding Section tbe Company shall open an account which shall 
be closed on the Slst December in each year and such account shall 
contain : 

Ai assd»: 

AU the receipts without exception which form the revenue 
account. 

Äs liabüüies: 

1. Alltheexpensese:scept auch as form part of theconstruction 
and CBpital accounts and such sums as shall have been poid 
for the guaranteed interest and redemption. 

2. Ten per cent. of the gross receipts of the working of the 
railway which are plaeed to the account of the reserve fund 
as mentioned in Soction XXXV. 

Thia account shall be drawn up in consultation with the 
Government Commissioner of tbe South African Kepublic in the 
Netherlands. 

The sum aecessary for payment of interest and redemptioa 
as guaranteed in the flrst Clause of the preceding Section after 
deducting the balance of this account shall form the amount which 
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the Repablic taking into account the proviaions of the second Caause 
of Sectio» XXXII ahall pay annually to the Companj in the 
Ketbeclands not later than three months a(ter the account ahall 
have been submitted of the Commtssioner. 

The Company shall not he reqaired to repay to the Bepublic 
an; sum which It may receive from the Republic on this account. 
If the Company shall be „in mora" in paying the interest and 
redetnption ab guaraateed to the shareholders and bondholders in 
Section XXXII and the Republic shall be calied upon to pey these 
sums direct to the shareholders and the bondholders the amount 
of such payment shall be deducted from the first above-mentioned 
payment due from the Bepublic to the Company. 

Section XXXIV. 

If the balance of tbe account mentioned in the preceding 
Section exceed the amount of the guaranteed interest and redeniption 
85 per cent. of this aurplus shall be paid to the Eepublic and 
5 per cent. to the Board and Staff of the Company. 

The payment to the South Äfrican Republic shall be made 
at the Office of the Company in the Republic not later than three 
months after tbe account ahall have been submitted to the Com- 
missioner of the Government of the South African Republic in the 
Netberlands. 

Section XXXV. 

The reserve fund mentioned in Section XXXItl shall provide 
as far as possible for the cost of repairing extraordinary damsge 
done to the permanent way works and rolling stock and generally 
pf all necessary renewals and extensions of the railways which 
are worked by the Company. This fund shall bo separately 
managed and invested and the interest thoreof shall be added 
yearly to the capital. lo ease and as long as this fund shall have 
reached four thousand two hundred guilders (S 350) per Kilometer 
or ä 560 per mile opened for trafflc the suma which otherwise 
would have been allocated to it sball be applied to the redemption 
of loans. 

This fund shall be deemed as forming part of the property 
of the Company mentioned in Sectiona IX X and XXVII. 

Section XXXVI. 
Äs a guarantee for the fulfilment of the conditions of this 
conceaaion the concessionaire ahall pay into the exchequer of the 
South African Bepublic a suro of 100 000 guilders immediately upon 
his acceptance thereof and such sum shall be repaid to the Company 
within a year after the railway shall have been opened for traffic to 
the Nelapruit or if the concessionaire shall make the extension to|p 



Pretoria th«D aa loon as tbe railwaj ia opened fbr trafße to thaX 
place or as bood as tbe Republic sbiill exercise ita right of purcbasa. 
Intereat at the rate of 5 per cent per aonum sb&ll be paid to 
tbe CompaDj on such guaraatee fuod from tbe day on which it is 
paid in iintil tbe day oa wbicb it is repaid and it ahall be payable 
in the Netberlands on or before tbe 15tb January of eacb year. 

Section XXXVn. 

The QoTemment of tbe South AfVican Bepublic aball appoint 
a CommiBBioner and a deputy on the Local Board of tbe railway in 
tbe South Äfrican Republic and aleo on tbe Board of tbe Compai^y 
in tbe Hetberlanda. 

Tbe Commiasioners or their deputies wbenever the former 
sball be absent or otberwise unable to be preaent aball be eutitled 
to attend every meeting tbe first named the meetioga of the Local 
Board of the railway in tbe South African Republic the latter tbe 
meetinga of tbe Board or of the abareholdera in the Netberlands and 
tbey ebail have an advieing vote (». e, tbe right of expresaing their 
opinions but not of recording their yote) at auch meetinga. . Tbey 
sball exercise unrestricted controt and aiipervision over all matters 
and acta of the Company and shall have admisaion to the Companj'a 
Offices and shall be entitled to inspect tbe books and to certify the 
cash accountB. 

Section XXXVIU. 

All diaputes witb regard to the provisiona of thia concesaion 
and tbe appüpation thereof hetween the Government of the SouUi 
African Republic or ita officials and the Company or ita oflicials 
and which cannot be settled amicably shall be aettled by two 
arbitrators and if they do not agree by an umpire and who 
(togetber with the two arbitrators) ehall give a final decision as 
good men and true without being bound to any form of procedure. 

Each party ahall appoint an arbitrator and the two arbitrators 
abalt before proceeding to conaider tbe dispute appoint a third 
person who shall be the nmpire on all points an which the two 
arbitratora sball not be able to agree. 

If the two arbitrators cannot agree as to the election of the 
umpire he shall bs nominated if the dispute relate to a local 
matter by tbe High Court of Justice of the South African RepubÜc 
and otherwise by the Court of Justice at Amsterdam. 

Section SXXIX. 
In all cases requlring consultation between the Company and 
tbe Government of the South African Bepublic or its Commiesioner 
a dispute ahall be deemed to have ariaen if no agreement be arrived 
at between the parties. 
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This concession has been approved of by a decre^ of the 
Bon. Yolksrasd of the 2&th June 1S90 and is intended to replace 
the concession gmnted by the Government of the South African 
Kepublio as authorised by the Hon. Volksraad by a decree of the 
27th May 18Sb as well as the amendments made tberein by a decree 
of the Hon. Yolkraad of the 12th July 1SS8. 

Der Ausfillirende Bat besebllesst: 

von seinem Recht nach Artikel 23 der Conceasion, beslätigb durch 
Volkarathsbeachluaa Art. 502, vom 25. Juni 1390, Gehrauch zu machen 
und die Eisenbahn mit Allem, was dazu geh5rt und was zum Ge- 
brauch davon benSthigt ist, der Verfügung der N. Z. A. S. U. zu 
entziehen und dieselbe ganz zu seiner Verfügung zu nehmen. 

Zum Zwecke, die Eisenbahn gehörig zu gebrauchen, wird das 
gesammte Personal der mehrfach genanuten Gesellschaft unter 
Art 2 des Gesetzes Nr. 20 vom Jahre 1898 commandirt zur Leistung 
von Diensten bei der Eisenbahn in ihren Functionen, die sie gegen- 
wärtig bekleideten, uod werden sie unter den Befehl des Geneval- 
Commandanten und der von ihm zu ernennenden Eriegsofficiere 
und anderen Beamten gestellt werden mit der Voraussetzung, daaa 
diejenigen, die beim Eisenbahndienst entbehrt werden könnten, 
jederzeit vom Com mandant- General commandirt werden konnten 
zur Leistung von gewöhnlichen Kriegsdiensten. 



M6. 

TJ Q T> 9179/09 

R. C 1272/99 ' Pretoria, den 29. September 1899. 

Unter Hinweis auf mein Schreiben vom 20. ds. R. C. 1256/99, 
habe ich die Ebre, Ihnen mitzutbetlen, dass ich nun die Zeit für 
gekommen halte, um Ausf. Ratbsbeschluss Art 858 vom 13. Sep- 
tember 1899 zur Ausführung au bringen. 

Von beute ab überairomt daher die Regierung der Süd- 
Afrikanischen Republik die Verfügung über Ihre Linien auf Grund 
des vorher erwähnten Rathsbesehlusses. 

Ich bitte Sie, Ihr Personal anzuweisen, dass es Befehlen, 
die vom Gommandant-General oder den von ihm ernannten Kriegs- 
ofQcieren ergehen, Folge leisten müsse. 

Der RegieruDgs-Commissar. 
(goz.) J. S. Smit 
An die Direction der N. Z. A. S. M., Pretoria. 
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X7. 

Die Regierung hat Gebrauch gemacht von dem Recht, welches 
ihr durch die Concesaion unserer Qesellachaft gegeben war, um bei 
Kriegsgefahr im Interesse der Verbheidigung über die Eiaenbtthn 
und alles, was d&su gehört, au yerfOgen. 

Lt. Art. 2 des Gesetzes No. 20, 1S9S, ist das gesammte Personal 
commandirt zum Leisten TonDiensten in den Functionen, die sie gegen- 
wärtig bekleiden und zwar unter den Befehlen des Commandant- 
General, mit der Bedeutung, dass alle Instructionen und Ordrea 
über die Ausführung des Dienstes auf die gewohnte Weise von den 
Eisenbahnbehnrden an das Personal abgegeben werden. 

Directen Befehlen von Militär-Behörden und Kriegsofhcieren 
mass jedoch seitens des Personals, innerhalb der Befugniss eines 
Jeden, soviel wie möglich Folge geleistet werden; falls nöthig, 
müssen die unmittelbaren Vorgesetzten um Instructionen gefragt 
werden. 

Ruhe und TTeberlegung wird Jedem in diesen Tagen dringend 
anempfohlen, während auf die gewissenhafteste Pflichterfüllung von 
Allen gerechnet wird. 

Die Direction: J. van Kretschmar. 

Pretoria, den 29. September IS99. 

^8. 



Dienstordr« No. 33. 

Gommando-Dienste. 
Für den Fall, dass auf Grund der Gesetze der Süd-Afrika- 
nischen Bepublik Personal der Gesellschaft commandirt werden 
sollte, um an Expeditionen Theil zu nehmen oder auf andere Weise 
Dienste zur Vertheidigung zu leisten, wird folgendes bestimmt: 

1. Falls Personal commandirt wird, so ist davon telegraphisch 
dem Abtheilungs-Ghef Eenntniss zu gehen, der beurtheilt, 
ob für den Dienst der betreffenden Person Vorkehrungen 
getroffen werden können. Sann dies nicht ohne Störung 
geschehen, dann giebt der Abtheilungs-Ohef hiervon tal»' 
graphisch an den Exploitationshetrieb Eenntniss, resp. an 
den Ober- Ingenieur, Betrieb von Weg und Werken, j» 
nachdem das Personal zu einem dieser Betriebe gehört. 

Darauf soU versucht werden, durch Intervention des 
Begierungs-Commissars die Commandirung aufheben zn 

2. Denjenigen, die entbehrt werden können, billigt die Ge- 
sellschaft halbes Gehalt, wenn sie unverheirathet, und 



zwei Drittel des Gebalts ou, wenn sie verheiratbet sind, 
Abb heisBt, wenn der zu empfangende Sold weniger beträgt, 
soll der Unterschied von der Oesellschaft nachbezahlt 
werden. 

3. An di^enigen, die freiwillig, ohne commandirt zu sein, 
Dienst nehmen wollen und von der Militär-Behörde dazu 
angenommen werden, kann, wenn der Betrieb es zulässt, 
die Erlaubnis» vom Abtheilungs-Chef ertheilt werden, und 
zwar ohne Gehaltebezug nach Bezahlung oder Bürg- 
scbaftssteUung für das, was er eventuell der Oesellschaft 
noch schuldig ist Kann er jedoch nicht entbehrt werden, 
so hat er zu wählen zwischen keinen Dienst nehmen 
oder Entlassung. 

4. Die sub 3 und 3 erwähnten Personen werden, solange sie 
milit&riecbe oder andere Dienste für die Regierung thun, 
als nicht im Dienst der Gesellschaft steheud betrachtet. 

5. Falls die Regierung die Dienste der Commanditten oder 
Freiwilligen nicht mehr braucht, werden sie, wenn sie 
sich bei ihrem unmittelbaren Chef anmelden, wieder in 
Dienst genommen, soweit sie physisch dazu fähig sind, 
unter Zabilligung ihrer vollen Besoldung, mit Ausnahme 
der Freiwilligen, die sub 3, 2. Reihe erwähnt sind. 

6. Falls Personen, die sieb in militärischem Dienst befinden, 
von dem Exploitationsbetrieb oder von dem Ober- Ingenieur, 
mit der Bestätigung der Regierung, den Befehl empfangen, 
den Dienst bei der Eisenbahn wieder aufzunehmen, so 
haben sie dem unmittelbar Folge zu leisten, bei Strafe 
entlassen zu werden. 

7. Für die sub 3 erwähnten Freiwilligen soll, falls für sie 
eine Auszahlung in Niederland geschaffen wird, diese 
rechtzeitig beglichen werden, wenn die Gelder dafür vor- 
her gezahlt werden oder genQgende Bürgschaft geleistet 
wird. 

8. Die Abtbeilungs-Cbefs müssen von Jedem, der zum mili- 
tärischen Dienst genommen wird, Mittheilung an den 
Exploitationshetrieb, resp. an den Ober-Ingenieur machen. 

Diese Bestimmungen gelten nicht für Personal, das auf Grund 
von Engagements bei dem Artillerie-Corps für gewöhnliche oder 
Repititions Übungen aufgerufen wird. Hierzu wird Urlaub gegeben, 
ohne Einbehaltung von Gehalt 

Die Direction: J. van Eretschmar. 
Pretoria, den 7. September 1899. 
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No. 76/3361 0. Pretoria, d. 9. März 190a 

Wohl Edl. Gestr. Herr, 

Eg kommt in letzter Zeit wiederholt Tor, daas Personal im 
Dienst unserer Gesellschaft, das zum Leisten von Kriegsdienst com- 
mandirt ist, sich na den Consul seines Taterlandes wendet, um zu 
erfahren, ob sie verpflichtet sind, dem Folge zu leisten. 

Deswegen ist es vielleicht nicht überflüssig, Sie von dem 
Standpunkt, den unsere Gesellschaft hierin einnimmt, in Eenntniss 
zu setzen. 

Vor Anfang des Krieges fertigten wir für Diejenigen, die auf 
Orund ihrer Nationalität verpflichtet sind, sich dem Gommandirtwerden 
zu unterwerfen, unsere Dienstorder No. 33 aus, wovon zu Ihrer In- 
formation ein Exemplar bei liegt 

Da es sich sehr bald herausstellte, dass sich der Verkehr stark 
verminderte, sodass wir den Betrieh einschränken konnten, so be- 
kamen wir einen ziemlich grossen Ueberscbuss von Personal, das 
wir somit auf Grund der bestehendea Bestimmungen das Hecht 
hatten zu entlassen. 

Wir haben jedoch gemeint, dieae Personen auch an dem Vor- 
recht theilnehmen lassen zu mCssen, das Denjenigen zugebilligt 
war, die zum Kriegsdienst verpflichtet waren, ein Anerbieten, von 
dem Viele Gebrauch machten. 

Diejenigen, die dies nicht wählten, konnten auf Orund von 
dafür gültigen Bestimmungen ehrenvolle Entlassung bekommen. 
Hochachtend 
Die Direction. 
Gircular an hier zu Lande bestätigte Consuln. 

M 10* 

Pretoria, le 9 avril 1900. 
Wohl Edl. Gestr. Herr, 
leb habe die Ehre, Ihnen meinen Dank zu bezeugen für die 
Mittbeilung Ihrer Dienstorder No. 33 betreffs Commandodiensta. 

Die von Ihrer Gesellschaft darin festgestellten Bestimmungen 
kommen mir billig und wohlwollend vor und sicherlich hat Keiner 
meiner Unterthanen jemals die geringste Bemerkung darüber 
gemacht. 

Ich habe die Ehre zu sein Ew. Edl. Gestr. Oienstw. Diener 
le Consul Gänäral de France 
(gez.) S. Auber. 
An den Wohl Edl. Gesti. Herrn J. van Kretschmar van Veen. 
Director der N. Z. A. S. H. 
Pretoria. 



r,o,i,,-,-,ih,.GoOglc 



Pretoria, d. 12. März 1900. 
Sehr geehrter Herr, 
Indem ich Thnea den Empfang des gefälligen Schreibens vom 
9, d. Mts. No. 76/3364 beatÄtige, theile ich Ihnen ei^ebenat mit, dasa 
mir der principielle Inhalt der Dienatorder No. 33 bereits bekannt 
■war und daas ich denjenigen deutschen Angestellten Ihrer Gesell- 
schaft, die sich an mich wandten, stets meine Meinung dahin erklärt 
habe, dass mir die von Ihnen getroffenen Einrichtungen rechtlich 
correct und unter den gegebenen Verhältniasen angemessen und 
liberal eracbeinen. Hochachtungsvoll 

(gez.) Biermann 
Kaiserlich Deutscher Consul. 
An den Director der Nieder]. Si^dafr. Eisenbahnges ellschaft 
Herrn van Eretschmar, Hochwohlgeboren. 



Dlenstordre No. 32. 

Tertraulich. 

Instruction für das Personal, zur Beachtung im Fall ein 

Theil der Linien von einer feindlichen Uacht im Besitze 

genommen wird. 

Das Personal wird so lange wie möglich seinen Dienst aus- 
üben und darf nicht eigenmächtig seinen Posten verlassen, ehe 
dieser von feindlichen Truppen im Besitz genommen ist. 

Das Personal darf sich nicht betheiligen am Kampf, wenn es 
daza nicht von der gesetzlichen Ohrigkoit oommandirt ist, und darf 
weder in noch ausser Dienst Waffen tragen; ebenso darf einer 
geordneten Kriegsmacht kein Widerstand geleistet werden. Wer 
hiergegen verstöset, thut solches auf eigene und persönliche Ver- 
antwortl i chkeit. 

Wenn ein Theil der Bahn vom Feinde im Besitz genommen 
ist, wird das Personal dieser Strecke versuchen, auf irgend welche 
Weise auf Stationen zu kommen, welche noch nicht in den Händen 
dea Feindes sind und sich filr weitere Dienstleistung zur Verfügung 
stellen, wenn nicht das Fortgehen vom Feinde verhindert wird oder 
das Verbleiben im Interesse der Familie nothwendig erscheint 

Vertheidigung von Bahnhöfen und anderen Anlagen gegen 
eine regelmässige bewaffnete Macht ist unstatthaft, und weder im 
Interesse des Staates, noch der Gesellschaft geboten. ( (H)>j[c 



WenD die Besitz ergreifuDg durcb den Feind Btattgefunden hat, 
wird das Personal seine Beschäftigung niederlegen und den Bahnhof 
oder die Linie verlassen, nachdem es so viri wie mö^ich die Sachen 
in Ordnung gebracht haben wird. 

Die Stationsvorsteher, Bahninspectoren und die weiteren 
höheren Beamten werden versuchen, Erlaubniss zu bekommen, 
weiterhin die Aufsicht auszuüben über Inventarien, Materialien, 
Oeräthe, Güter auf Lager und die BQcher der Oesellschafb, oder 
dafar Sorge tragen, dass die genannten Sachen in geordneter Weise 
Übergeben werden. 

Im Allgemeinen muss als Princip gelten, dass nicht freiwillig 
dem Feinde Dienste geleistet werden. Wenn in einzelnen Fällen 
Zwang durch Bedrohung ausgeübt werden sollte behufs Erfüllung 
gewisser Dienstleistungen, so kann diesem Zwange nachgegeben 
werden, jedoch mit der Verpflichtung, sich diesem Dienste bald- 
möglichst zu entziehen. 

Das Personal ist befugt, sich gegen Kriegsgefangenschaft za 
schützen durch das Versprechen, an Ort und Stelle zu bleiben und 
sich nicht am Kampfe zu betheiligen. 

Eine strenge Befolgung dieser Bestimmungen wird jedem 
empfohlen, sowohl in seinem eigenen Interesse als in dem der 
Kegierung und der Gesellschaft. 

Die Direotion: (w. g.) J. van Kretschmar. 
Pretoria, den 6. September 1899. 



%. 2. GhemlDB de fer dlts „piiv^s^^. 

7. Le beltig^rant peut ägalement occuper, sur le territoire 
ennemi, un chemiu de fer appartenant k une personne priväe, 
soci^tä ou particulier, et non k l'liltat. Mais ce chemin de fer, avec 
toub ce qui s'y rattache, est protegä, par son caract^e indälöbile de 
propri^tö privöe, contre l'appropriation sans röserve de l'occupant. 

i*. L'occupant d'un chemin de fer privä en use librement pour 
tous ses transports. 11 a le droit de commendement et de dispoeitieu 
pour tous les actes sp^ciaux de ce service; mais il ne se subetitne 
pas au propri6taire de la ligne pour l'administration gänörale. 

9. L'occupant peut forcer la direction et tout le persoanel k 
lui ob^ir. II peut punir les ageuts qui ue lui ob^issent pas: mais 
il n'a pas le droit de les renvoyer, ni de les remplacer, ni de changer 
leurs contrats avec la soci^tä ezploitante; ü peut seulement les 
suspendre de leurs fonctions. 



10: L'occupant n'a ancan droit sur la comptabUit4, ni eur le 
namiraira, si le ch«iiiiii de fer n'appartient paa k l'Etat ennemi; 
I'argent d'an cbemin de fer priv^ est insaiesiasable. 

11. Le mtitäriel roulant d'an chemiQ d« fer privä saisi par 
l'occupant ne devient pas la propriätö de c«lui<ci. 11 acquiert 
seulement le droit d'en aser, en tant que l'exigent les näcessitäs de 
la gaerre. 

11 ne peut ni le d^ruire, ni le vendre, ni le confondre dans 
sea r^ietrea avec eon propre matäriel roulant. 

12. Aussi longtemps qu'il le conserre, le saissiasant est tenu 
de bien adminiatrer le matäriel roulant privä et de le maintenir en 
bon ätat. 

13. A la fln de la gueire le aaiseissant restitue le matSriel 
tel qu'il l'a regu. £n cas de perte ou de d^tärioration, il y a iiea 
k indemnit& 

14. Pour aervir ^Tentuellement de baae & uns action en 
revendication ou en reparation de domraages, Je saississant est tenu 
de d^livrer, au moment de l'accupation, pour tout matäriel roulant 
aaisi, un re^u aii propriätaire ou k celui que le repräsente. 

Ce re^u mentioanera la date de l'occupation, ainai que les 
numäros des moyens de transport saisis, et sera signä par un 
officier de l'armäe occupante. 

Ib. Tout matöriel') roulant, quoique sppartenant h une per- 
sonne piivä, est assimilä aux moyens de guerre et confisqu6 comme 
tel, s'il est trouvä chargä de matäriel de guerre, de munitions ou 
de proviaiona deatinöes i l'armöe. 

16. II en est aiusi, mSme si le cbemin de fer. transporte ces 
mojens de guerre en vertu d'un ordre expr^a de Tun des belli- 
gärants, sauf le recours qu'il pourra, dana ce cas, exercer contre 
ce demier. 



') Dass die No. 15 u. 16 sich nur auf den Binzeliall i 
beliehen, bedarf keiner besonderen Hervorhebnng. 
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